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Verordnung
der Bundesregierung 

Verordnung zur Änderung der Atomrechtlichen Deckungs-
vorsorge-Verordnung

A. Problem und Ziel 

Als Folge 

– der Ratifizierung des Protokolls vom 12. Februar 2004 zur Änderung des Übereinkom-
mens vom 29. Juli 1960 über die Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet der Kern-
energie in der Fassung des Zusatzprotokolls vom 28. Januar 1964 und des Protokolls 
vom 16. November 1982, 

– des Inkrafttretens des Gesetzes vom 29. August 2008 zur Änderung haftungsrechtlicher 
Vorschriften des Atomgesetzes und zur Änderung sonstiger Rechtsvorschriften (BGBl. I 
S. 1793) und 

– zweier Entscheidungen des Direktionsausschusses für Kernenergie der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung auf Grund von Artikel 1 Absatz b des 
Übereinkommens vom 29. Juli 1960 über die Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet 
der Kernenergie in der Fassung des Zusatzprotokolls vom 28. Januar 1964, des Proto-
kolls vom 16. November 1982 und des Protokolls vom 12. Februar 2004 

werden Änderungen in der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung erforderlich. 
Der Verordnungsentwurf enthält diese Änderungen.

B. Lösung 

Das Protokoll aus dem Jahr 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens führt Min-
destsummen der Haftung und Deckung für Kernanlagen und für Beförderungen von 
Kernmaterialien ein. Demzufolge besteht die Verpflichtung, zur Deckung der nach dem 
Pariser Übereinkommen vorgesehenen Haftung für Kernanlagen und für Beförderungen 
von Kernmaterialien eine Deckungsvorsorge in Höhe von mindestens 700 Millionen Euro 
einzugehen und aufrechtzuerhalten. Eine Deckungsvorsorge von weniger als 700 Millio-
nen Euro ist zulässig unter Berücksichtigung der Art der betreffenden Kernanlage und der 
Art der betreffenden Kernmaterialien sowie der wahrscheinlichen Folgen eines nuklearen 
Ereignisses, das von der betreffenden Kernanlage und den betreffenden Kernmaterialien 
ausgeht. Jedoch darf die Höhe der Deckungsvorsorge für Kernanlagen mit geringem Ge-
fahrenpotenzial in keinem Fall weniger als 70 Millionen Euro und für Beförderungen von 
Kernmaterialien in keinem Fall weniger als 80 Millionen Euro betragen. Die Vertragsstaa-
ten sind mithin gehalten, in ihrer Gesetzgebung eine Deckungsvorsorge vorzusehen, die 
die festgelegten Mindestdeckungssummen nicht unterschreitet und in einem angemesse-
nen Verhältnis zum Gefahrenpotenzial der Anlagen und Tätigkeiten steht, bei denen sich 
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die Haftung nach dem Pariser Übereinkommen bestimmt. Die Atomrechtliche Deckungs-
vorsorge-Verordnung ist an diese Anforderungen anzupassen. 

Im Anwendungsbereich der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung beträgt künf-
tig die Höhe der Deckungsvorsorge für Kernanlagen mit geringem Gefahrenpotenzial in 
keinem Fall weniger als 70 Millionen Euro, für Beförderungen von Kernmaterialien in kei-
nem Fall weniger als 80 Millionen Euro. Unter Berücksichtigung dieser Mindestdeckungs-
summen erhöhen sich in Abhängigkeit des Gefahrenpotenzials die Regeldeckungssum-
men für Kernanlagen und für Beförderungen von Kernmaterialien im Rahmen der nach 
diesem Verordnungsentwurf vorgesehenen Höchstgrenzen. Die gefahrabhängige Staffe-
lung der Regeldeckungssummen unter Berücksichtigung der vorgeschriebenen Mindest-
deckungssummen führt gegenüber den bisherigen Regelungen insgesamt zu einer Erhö-
hung der finanziellen Mittel, die zur Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen 
im Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens zur Verfügung stehen. Hierdurch 
wird die völkerrechtliche Verpflichtung erfüllt, für Kernanlagen und für die Beförderung von 
Kernmaterialien eine Deckungsvorsorge in Abhängigkeit des Gefahrenpotenzials unter 
Berücksichtigung der vorgeschriebenen Mindestdeckungssummen vorzusehen. 

Das Gesetz vom 29. August 2008 zur Änderung haftungsrechtlicher Vorschriften des 
Atomgesetzes und zur Änderung sonstiger Rechtsvorschriften schreibt vor, dass sich die 
Deckungsvorsorge bei Beförderungen radioaktiver Stoffe, auf die § 26 Absatz 1a des 
Atomgesetzes anwendbar ist, nach den Maßstäben zu richten hat, die für die im Pariser 
Übereinkommen und im Wiener Übereinkommen geregelte Beförderung anzuwenden 
sind. § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes betrifft Beförderungen radioaktiver Stoffe über 
deutsches Gebiet, die bei Anwendung des Pariser Übereinkommens oder des Wiener 
Übereinkommens in Verbindung mit dem Gemeinsamen Protokoll unter die Begriffsbe-
stimmungen Kernbrennstoffe sowie radioaktive Erzeugnisse und Abfälle dieser Überein-
kommen fielen (vor allem Beförderungen radioaktiver Stoffe, bei denen weder der Aus-
gangsstaat noch der Zielstaat der Beförderung Vertragsstaaten des Pariser Übereinkom-
mens oder des Wiener Übereinkommens sind). Das Gefahrenpotenzial solcher Beförde-
rungen ist vergleichbar mit dem Gefahrenpotenzial von Beförderungen, die in den An-
wendungsbereich des Pariser Übereinkommens und des Wiener Übereinkommens fallen. 
Der Verordnungsentwurf schreibt daher vor, dass für die Festsetzung der Deckungsvor-
sorge für Beförderungen radioaktiver Stoffe im Anwendungsbereich des § 26 Absatz 1a 
des Atomgesetzes diejenigen Regelungen anwendbar sind, die für die Festsetzung der 
Deckungsvorsorge für Beförderungen von Kernmaterialien gelten. Da die von § 26 Absatz 
1a des Atomgesetzes erfassten Beförderungen nicht dem Anwendungsbereich des Pari-
ser Übereinkommens unterfallen, gelten die für die Beförderung im Anwendungsbereich 
des Protokolls von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens vorgeschriebenen 
Mindestdeckungssummen nicht. Der Verwaltung ist es demnach gestattet, im Einzelfall 
eine Deckungssumme von weniger als 80 Millionen Euro festzusetzen, wenn eine höhere 
Regeldeckungssumme im Verhältnis zum Gefahrenpotenzial der jeweiligen Beförderung 
unangemessen wäre. 

Der Direktionsausschuss für Kernenergie der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung hat zwei Entscheidungen getroffen, auf deren Grundlage kleine 
Mengen von Kernmaterialien außerhalb einer Kernanlage und Kernanlagen in Stilllegung 
von der Anwendung des Pariser Übereinkommens ausgenommen sind oder ausgenom-
men werden können. Diese Entscheidungen werden durch Übernahme in die Atomrechtli-
che Deckungsvorsorge-Verordnung in nationales Recht umgesetzt.

C. Alternativen 

Keine.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Die Haushalte des Bundes und der Länder werden durch die neuen Mindestdeckungs-
summen gemeinsam mit einer gefahrabhängigen Staffelung der Regeldeckungssummen 
für Kernanlagen und Beförderungen von Kernmaterialien, die die zur Erfüllung gesetzli-
cher Schadensersatzverpflichtungen im Anwendungsbereich des Pariser Übereinkom-
mens zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel insgesamt erhöhen, nicht belastet. Der 
Bund und die Länder haben auf Grundlage ihrer Haushaltsgesetze in verschiedenen Fäl-
len Freistellungsverpflichtungen etwa für Kernanlagen (zum Beispiel für Forschungsreak-
toren oder Standortzwischenlager) übernommen. Das bedeutet, im Falle eines nuklearen 
Ereignisses hätte der Freistellungsverpflichtete (der Bund oder das betreffende Land) den 
Kernanlageninhaber von gesetzlichen Schadensersatzverpflichtungen freizustellen. Die 
Freistellungsverpflichtungen beruhen auf in den Haushaltsgesetzen von Bund und Län-
dern enthaltenen Ermächtigungen für die Übernahme von Gewährleistungen im Zusam-
menhang mit der Abdeckung von Haftpflichtrisiken, die sich etwa aus Tätigkeiten im An-
wendungsbereich des Atomgesetzes ergeben. Zwar sind Anpassungen von Gewährleis-
tungsermächtigungen der Höhe nach möglich, wenn vorhandene Ermächtigungsober-
grenzen für die Übernahme von Freistellungsverpflichtungen nicht ausreichen sollten. 
Entsprechende Anpassungen vollziehen sich jedoch ohne direkten Einsatz von Etatmit-
teln. Haushaltsausgaben auf Grund von Gewährleistungsermächtigungen ergeben sich 
nur, wenn die übernommene Freistellungsverpflichtung im Falle eines nuklearen Ereignis-
ses in Anspruch genommen würde. Haushalte von Kommunen werden ebenfalls nicht 
belastet.

Die Mehrbedarfe aus dem Erfüllungsaufwand im Bereich des Bundes sollen finanziell und 
stellenmäßig in den jeweiligen Einzelplänen ausgeglichen werden.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Es werden keine Pflichten für Bürgerinnen und Bürger neu eingeführt, geändert oder auf-
gehoben.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ist ein Erfüllungsaufwand durch Bürokratiekosten in Höhe von einmalig 
rund 37 000 Euro und ein jährlicher Erfüllungsaufwand durch Bürokratiekosten in Höhe 
von rund 4600 Euro möglich. Der Verordnungsentwurf schafft neue Informationspflichten 
für die Wirtschaft.

1. Neufestsetzung der Deckungsvorsorge 

Für die Wirtschaft ist ein Erfüllungsaufwand in Höhe von einmalig rund 37 000 Euro mög-
lich, soweit die Deckungsvorsorge auf Grund von § 20 des Verordnungsentwurfs i.V.m. § 
13 Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes neu festzusetzen ist. Dies ist der Fall, wenn die 
Deckungsvorsorge für eine vor Inkrafttreten dieses Verordnungsentwurfs genehmigte Tä-
tigkeit nicht mehr den Anforderungen der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung 
entspricht. Die Übernahme der durch das Protokoll von 2004 zur Änderung des Pariser 
Übereinkommens vorgeschriebenen Mindestdeckungssummen in nationales Recht ge-
meinsam mit einer gefahrabhängigen Staffelung der Regeldeckungssummen für Kernan-
lagen und Beförderungen von Kernmaterialien bedingt eine Neufestsetzung der De-
ckungsvorsorge in verschiedenen Fällen (§§ 7 Absatz 2, 8a, 9, 11 und 12). Einer Neufest-
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setzung der Deckungsvorsorge bedarf es zudem bei genehmigten Beförderungen im An-
wendungsbereich des § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes (§ 8b). Der Erfüllungsaufwand 
für die Wirtschaft wird bedingt durch die Neufestsetzung der Deckungsvorsorge für rund 
75 Genehmigungen, bei denen die Deckungsvorsorge durch Versicherung erbracht wird. 
Hiervon entfallen rund 40 Genehmigungen auf die Beförderung von Kernmaterialien und 
rund 35 Genehmigungen auf Kernanlagen.

2. Ausschluss von Kernanlagen in fortgeschrittener Stilllegung aus dem Anwendungsbe-
reich des Pariser Übereinkommens

Für die Wirtschaft ist ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 4600 Euro mög-
lich, soweit Kernanlageninhaber den Ausschluss von Kernanlagen in fortgeschrittener 
Stilllegung aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens beantragen (vgl. § 
12a). Für den Ausschluss aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens 
kommen insbesondere Leistungsreaktoren in Stilllegung in Betracht, deren Deckungsvor-
sorge durch Versicherung erbracht wird. Werden solche Kernanlagen aus dem Anwen-
dungsbereich des Pariser Übereinkommens ausgeschlossen, ist für sie eine Deckungs-
vorsorge von weniger als 70 Millionen Euro zulässig. Der Erfüllungsaufwand beruht auf 
der Annahme, dass für 24 Leistungsreaktoren in Stilllegung, deren Deckungsvorsorge 
durch Versicherung erbracht wird, über einen Zeitraum von 20 Jahren ein Ausschluss aus 
dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens beantragt wird (im jährlichen 
Durchschnitt kommen demnach Anträge für 1,2 Leistungsreaktoren in Stilllegung in Be-
tracht).

3. „One in, one out“-Regelung/Betroffenheit von KMU 

Der Verordnungsentwurf begründet keinen Anwendungsfall der „One in, one out“-
Regelung für neue Regelungsvorhaben der Bundesregierung, soweit laufender Erfül-
lungsaufwand der Wirtschaft anfällt. Dieser entsteht durch die 1:1-Übernahme der Min-
destdeckungssummen in nationales Recht gemeinsam mit einer gefahrabhängigen Staffe-
lung der Regeldeckungssummen für Kernanlagen und für Beförderungen von Kernmateri-
alien gemäß der völkerrechtlichen Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland aus 
dem Protokoll von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens. 

Die Belange mittelständischer Unternehmen in der Gesetzesfolgenabschätzung wurden 
mit Hilfe des Leitfadens der Bundesregierung geprüft. Kernanlagen werden nicht von klei-
nen oder mittleren Unternehmen (KMU) betrieben. Auch bei der Beförderung von Kern-
materialien ist eine KMU-Relevanz nicht wahrscheinlich. Eine Betroffenheit von KMU be-
steht daher nicht.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung des Bundes und der Länder ist ein Erfüllungsaufwand in Höhe von 
einmalig rund 11 000 Euro möglich, zusätzlich für die Verwaltung der Länder ein jährlicher 
Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 1800 Euro. Erfüllungsaufwand der Kommunen ist 
mangels Vollzugsaufwand nicht gegeben.

1. Neufestsetzung der Deckungsvorsorge 

Für die Verwaltung des Bundes ist ein Erfüllungsaufwand in Höhe von einmalig rund 4300 
Euro möglich, soweit aufgrund der Änderungen der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-
Verordnung für eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung genehmigte Tätigkeit eine Neu-
festsetzung der Deckungsvorsorge erforderlich wird. Im Zuständigkeitsbereich des Bun-
des kommt eine Neufestsetzung der Deckungsvorsorge für genehmigte Tätigkeiten in 
Betracht, für die das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) die
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zuständige Genehmigungsbehörde ist. Dies betrifft rund 40 Genehmigungen für die Be-
förderung von Kernmaterialien und 16 Genehmigungen für Einrichtungen für die Lagerung 
von Kernmaterialien.

Für die Verwaltung der Länder ist ein Erfüllungsaufwand in Höhe von einmalig rund 6900 
Euro möglich, soweit aufgrund der Änderungen der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-
Verordnung für eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung genehmigte Tätigkeit eine Neu-
festsetzung der Deckungsvorsorge erforderlich wird. Im Zuständigkeitsbereich der Länder 
kommt eine Neufestsetzung der Deckungsvorsorge für verschiedene genehmigte Kernan-
lagen in Betracht (Kernanlagen in Stilllegung; Unterrichts- und Forschungsreaktoren; Fab-
riken für die Erzeugung oder Bearbeitung von Kernmaterialien; Fabriken zur Trennung der 
Isotope von Kernbrennstoffen; Einrichtungen für die Lagerung von Kernmaterialien). Dies 
betrifft rund 85 Genehmigungen.

2. Ausschluss von Kernanlagen in fortgeschrittener Stilllegung aus dem Anwendungsbe-
reich des Pariser Übereinkommens

Für die Verwaltung der Länder ist ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 1800 
Euro möglich, soweit Kernanlageninhaber den Ausschluss von Kernanlagen in Stilllegung 
aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens beantragen. Die Höhe des 
Erfüllungsaufwands beruht auf der Annahme, dass für 24 Leistungsreaktoren in Stillle-
gung, deren Deckungsvorsorge durch Versicherung erbracht wird, über einen Zeitraum 
von 20 Jahren ein Ausschluss aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkom-
mens beantragt wird (im jährlichen Durchschnitt kommen demnach Anträge für 1,2 Leis-
tungsreaktoren in Stilllegung in Betracht).

F. Weitere Kosten 

Die neuen Mindestdeckungssummen und die gefahrabhängige Staffelung der Regelde-
ckungssummen für Kernanlagen und Beförderungen von Kernmaterialien führen im Ver-
gleich zu der bisherigen Rechtslage in verschiedenen Fällen zu einer Erhöhung der ver-
pflichtenden Deckungssummen. Durch eine hierdurch möglicherweise verursachte Anhe-
bung von Versicherungsprämien könnten für Kernanlageninhaber und Beförderer von 
Kernmaterialien weitere Kosten entstehen. Dies betrifft rund 75 Genehmigungen. Hiervon 
entfallen rund 35 Genehmigungen auf Kernanlagen und rund 40 Genehmigungen auf die 
Beförderung von Kernmaterialien und von radioaktiven Stoffen im Anwendungsbereich 
von § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes. Da dem Verordnungsgeber zur Kalkulation der 
Höhe von Versicherungsprämien im Nuklearbereich keine gesicherten Erkenntnisse vor-
liegen, sind insoweit entstehende Mehrkosten bei den Versicherungsprämien nicht bezif-
ferbar. Sollte die BGZ Gesellschaft für Zwischenlagerung mbH, deren Anteilseignerin der 
Bund ist, höhere Versicherungsprämien zu entrichten haben, erstattet der Fonds zur Fi-
nanzierung der kerntechnischen Entsorgung dem Bund die hiermit verbundenen Mehrkos-
ten. Für den Versicherungsgeber einmalig anfallende weitere Kosten sind geringfügig (im 
Einzelfall unter 1000 Euro), zumal eine möglicherweise verursachte Anhebung der Versi-
cherungsprämien die Ertragsseite der Versicherungsgeber stärkt. 

Die Neufestsetzung der Deckungsvorsorge ist gebührenpflichtig auf Grund der Kosten-
verordnung zum Atomgesetz und zum Strahlenschutzgesetz. Der Gebührenrahmen hier-
für beträgt 25 bis 10 000 Euro. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Verordnung
der Bundesregierung 

Verordnung zur Änderung der Atomrechtlichen Deckungs-
vorsorge-Verordnung

Bundesrepublik Deutschland 
   Die Bundeskanzlerin 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Dr. Reiner Haseloff 

Sehr geehrter Herr Präsident,

Berlin, 21. Juli 2021

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene

Verordnung zur Änderung der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-

Verordnung 

mit Begründung und Vorblatt.

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2 des 

Grundgesetzes herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 

NKRG ist als Anlage beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel
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Verordnung zur Änderung der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-
Verordnung

Vom ...

Auf Grund der §§ 12a, 13 Absatz 3 in Verbindung mit § 54 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 
2 Satz 1 des Atomgesetzes, von denen § 12a zuletzt durch Artikel 1 Nummer 6 des Geset-
zes vom 29. August 2008 (BGBl. I S. 1793; [einsetzen: Fundstelle der Bekanntmachung 
des Inkrafttretens von Artikel 1 und 2 des Gesetzes zur Änderung haftungsrechtlicher Vor-
schriften des Atomgesetzes und zur Änderung sonstiger Rechtsvorschriften vom 29. August 
2008 nach dessen Artikel 5 Absatz 1]), § 13 Absatz 3 Satz 2 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 
15 des Gesetzes vom 22. April 2002 (BGBl. I S. 1351) und § 54 Absatz 1 Satz 1 zuletzt 
durch Artikel 3 Nummer 20 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966) geändert 
worden ist, verordnet die Bundesregierung:

Artikel 1

Änderung der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung

Die Atomrechtliche Deckungsvorsorge-Verordnung vom 25. Januar 1977 (BGBl. I S. 
220), die zuletzt durch Artikel 13 der Verordnung vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2034) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 8 werden die folgenden Angaben eingefügt: 

„Beförderung von Kernmaterialien § 8a 

Deckung bei Schäden gemäß § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes § 8b“. 

b) Die Angabe zu § 11 wird wie folgt gefasst: 

„Sonstige Kernanlagen § 11“. 

c) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst: 

„Stilllegung von Kernanlagen §12“. 

d) Nach der Angabe zu § 12 wird folgende Angabe eingefügt:

„Kernanlagen in fortgeschrittener Stilllegung § 12a“. 

e) Die Angabe zu § 20 wird wie folgt gefasst: 

„Neufestsetzung der Deckungsvorsorge § 20“. 

f) Die Angabe zu § 21 wird wie folgt gefasst: 

„(weggefallen) § 21“. 

g) Nach der Angabe zu § 22 werden die folgenden Angaben eingefügt:

„Anlage 1
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Anlage 2 

Anlage 3 

Anlage 4 

Anlage 5 

Anlage 6“. 

2. § 3 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Von einem Dritten, der seinen Hauptwohnsitz oder seine geschäftliche Hauptnieder-
lassung im Ausland hat, kann eine sonstige finanzielle Sicherheit nur übernommen 
werden, wenn der Dritte entweder für die Dauer seiner Verpflichtung im Inland hinrei-
chende Vermögenswerte zur Abdeckung seiner Verpflichtung besitzt oder wenn sicher-
gestellt ist, dass die Entscheidung eines deutschen Gerichts über die Verpflichtung auf 
Grund einer völkerrechtlichen Vereinbarung in dem Staat vollstreckt werden kann, in 
dem sich hinreichendes Vermögen des Dritten befindet.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Bei einer Kernanlage muss sich die Deckungsvorsorge auf die gesetzli-
chen Schadensersatzverpflichtungen im Sinne des § 13 Absatz 5 des Atomgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 (BGBl. I S. 1565), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBl. I S. 1194) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung erstrecken, die sich für den Inhaber 
der Kernanlage infolge eines nuklearen Ereignisses ergeben.“

b) In Absatz 3 werden jeweils die Wörter „außerhalb des Geltungsbereichs des Atom-
gesetzes“ durch die Wörter „im Ausland“ ersetzt.

4. In § 6 Nummer 4 werden die Wörter „1 vom Hundert“ durch die Angabe „1 Prozent“ 
ersetzt. 

5. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

(2) „ Die Deckungssumme beträgt 

1. im Fall des § 8a Absatz 1 nicht weniger als 80 Millionen Euro und höchstens 
125 Millionen Euro, 

2. im Fall des § 8b höchstens 125 Millionen Euro, 

3. im Fall des § 9 Absatz 1 nicht weniger als 70 Millionen Euro und höchstens 
2,5 Milliarden Euro, 

4. in den Fällen des § 11 Absatz 1 und des § 12 Absatz 1 nicht weniger als 70 
Millionen Euro und höchstens 500 Millionen Euro und 

5. im Fall des § 11 Absatz 2 nicht weniger als 70 Millionen Euro und höchstens 
700 Millionen Euro.“ 

6. § 8 wird wie folgt geändert:
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a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Euro“ die Wörter „, sofern es sich bei der 
Landessammelstelle oder der sonstigen Einrichtung nicht um eine Kernanlage 
im Sinne von § 2 Absatz 4 des Atomgesetzes handelt“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Einrichtung“ die Wörter „nach Satz 1“ ein-
gefügt. 

b) Absatz 5 wird aufgehoben. 

c) Absatz 6 wird Absatz 5. 

d) Absatz 7 wird aufgehoben. 

7. Nach § 8 werden die folgenden §§ 8a und 8b eingefügt:

„§ 8a

Beförderung von Kernmaterialien

(1) Für die Beförderung von Kernmaterialien, die nicht auf Grund von Absatz 2 
von der Anwendung des Pariser Übereinkommens ausgenommen sind, beträgt die Re-
geldeckungssumme 80 Millionen Euro und sie erhöht sich

1. gemäß Anlage 3, wenn Kernbrennstoffe im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 2 des 
Atomgesetzes mit einer genehmigten Masse von mehr als 250 Kilogramm beför-
dert werden,

2. gemäß Anlage 4, wenn die genehmigte Gesamtaktivität im Verlauf der Beförde-
rung das 1012fache der Freigrenzen nach Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 2 der Strah-
lenschutzverordnung vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2034, 2036), die zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBl. I S. 1194) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung überschreitet.

Die Erhöhungsbeträge nach Anlage 3 und Anlage 4 sind getrennt zu ermitteln und so-
dann mit dem Betrag von 80 Millionen Euro zu einer Regeldeckungssumme von höchs-
tens 125 Millionen Euro zusammenzurechnen.

(2) Kernmaterialien, die von einem Inhaber einer Kernanlage an einen Empfänger 
zur Verwendung versandt werden, sind für den Zeitraum, in dem sie sich außerhalb 
einer Kernanlage befinden, von der Anwendung des Pariser Übereinkommens ausge-
nommen, wenn

1. die Sendung die Festlegungen gemäß Anlage 5 erfüllt und

2. die Kernmaterialien unter Beachtung der für den jeweiligen Verkehrsträger gelten-
den Rechtsvorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter befördert werden 
oder, falls solche Vorschriften fehlen, auf andere Weise die nach dem Stand von 
Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schäden durch die Be-
förderung der Kernmaterialien getroffen ist.

Für die Anwendung der Anlage 5 sind die Begriffsbestimmungen der für den jeweiligen 
Verkehrsträger geltenden Rechtsvorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter 
zugrunde zu legen.
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(3) Für die Beförderung von Kernmaterialien, die auf Grund von Absatz 2 von der 
Anwendung des Pariser Übereinkommens ausgenommen sind, ist § 8 Absatz 4 und 5 
anzuwenden.

§ 8b 

Deckung bei Schäden gemäß § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes 

Für die Bestimmung der Deckungsvorsorge bei Schäden gemäß § 26 Absatz 1a 
des Atomgesetzes gilt § 8a Absatz 1 entsprechend.“ 

8. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„Die Regeldeckungssumme beträgt für Reaktoren mit einer Höchstleistung 
von bis zu 25 Megawatt 70 Millionen Euro und für jedes weitere Megawatt 2,5 
Millionen Euro bis zum Höchstbetrag von 2,5 Milliarden Euro. Die Regelde-
ckungssumme beträgt für Reaktoren 70 Millionen Euro erhöht um den auf 
Grund der genehmigten Masse der Kernbrennstoffe nach Anlage 3 ermittelten 
Betrag, sofern diese Berechnung einen höheren Wert als die Berechnung der 
Regeldeckungssumme nach Satz 1 ergibt.“

bb) Satz 4 wird aufgehoben.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „sofern die Anlagen eine gemeinsame Kernanlage 
im Sinne der Anlage 1 Abs. 1 Nr. 2, letzter Halbsatz, zum Atomgesetz bilden“ durch 
die Wörter „sofern die Anlagen als eine Kernanlage im Sinne von § 2 Absatz 4 Satz 
3 des Atomgesetzes gelten“ ersetzt.

c) In Absatz 3 wird die Angabe „oder 4“ gestrichen und werden die Wörter „sofern die 
Anlagen eine gemeinsame Kernanlage im Sinne der Anlage 1 Abs. 1 Nr. 2 letzter 
Halbsatz zum Atomgesetz bilden“ durch die Wörter „sofern die Anlagen als eine 
Kernanlage im Sinne von § 2 Absatz 4 Satz 3 des Atomgesetzes gelten“ ersetzt.

9. Die §§ 11 und 12 werden wie folgt gefasst:

„§ 11 

Sonstige Kernanlagen 

(1) Für Kernanlagen, die keine Reaktoren sind, beträgt die Regeldeckungssumme 
70 Millionen Euro und sie erhöht sich

1. gemäß Anlage 3, wenn in der Anlage mit Kernbrennstoffen im Sinne des § 2 Ab-
satz 1 Satz 2 des Atomgesetzes mit einer genehmigten Masse von mehr als 250 
Kilogramm umgegangen werden darf,

2. gemäß Anlage 4, wenn die genehmigte Gesamtaktivität der Anlage das 1012fache 
der Freigrenzen nach Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 2 der Strahlenschutzverordnung 
überschreitet.
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Die Erhöhungsbeträge nach Anlage 3 und Anlage 4 sind getrennt zu ermitteln und so-
dann mit dem Betrag in Höhe von 70 Millionen Euro zu einer Regeldeckungssumme 
von höchstens 500 Millionen Euro zusammenzurechnen.

(2) Darf der Inhaber einer Kernanlage bestrahlte Kernbrennstoffe aus Anlagen zur 
Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität lagern, gilt 
Absatz 1 mit der Maßgabe, dass die Regeldeckungssumme der Kernanlage höchstens 
700 Millionen Euro beträgt.

(3) Für Anlagen zur Erzeugung oder zur Bearbeitung oder Verarbeitung von Kern-
brennstoffen, deren Regeldeckungssumme sich nach Absatz 1 bestimmt, gilt § 9 Ab-
satz 2 entsprechend.

§ 12 

Stilllegung von Kernanlagen

(1) Wird eine Kernanlage stillgelegt oder in sonstiger Weise außer Betrieb gesetzt 
und befinden sich in der Anlage nur noch die aktivierten und kontaminierten Anlagen-
teile sowie radioaktive Stoffe zu Prüfzwecken, so beträgt die Regeldeckungssumme 70 
Millionen Euro erhöht um den Betrag, der sich nach Maßgabe der in der Anlage noch 
vorhandenen Aktivität nach Anlage 4 bestimmt.

(2) Sofern die Bestimmung der Aktivität wegen der Besonderheit des Einzelfalls 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist, kann die Verwaltungsbe-
hörde die Deckungssumme bis auf 5 Prozent der zuletzt vor der Stilllegung oder sons-
tigen Außerbetriebsetzung festgesetzten Deckungssumme ermäßigen, wenn die ermä-
ßigte Deckungssumme nicht weniger als 70 Millionen Euro beträgt.“

10. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt:

„§ 12a

Kernanlagen in fortgeschrittener Stilllegung

(1) Die zuständige Behörde nimmt auf Antrag des Inhabers eine Kernanlage in 
Stilllegung, in der sich nur noch die aktivierten und kontaminierten Anlagenteile und 
radioaktive Stoffe zu Prüfzwecken befinden, von der Anwendung des Pariser Überein-
kommens aus, wenn

1. die Anlage die aktivitätsbezogenen Festlegungen gemäß Anlage 6 einhält und

2. die mit der Anlage verbundene Exposition einer repräsentativen Person der Bevöl-
kerung bei einem Ereignis, das zu einer unbeabsichtigten Exposition führt, ohne 
weitere Schutzmaßnahmen eine effektive Dosis von 1 Millisievert im Kalenderjahr 
nicht überschreitet.

(2) Für Kernanlagen, die auf Grund von Absatz 1 von der Anwendung des Pariser 
Übereinkommens ausgenommen sind, bestimmt sich die Regeldeckungssumme nach 
Maßgabe der in der Anlage noch vorhandenen Aktivität nach Anlage 2 Spalte 3. Sofern 
die Bestimmung der Aktivität wegen der Besonderheit des Einzelfalls nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist, kann die Verwaltungsbehörde die De-
ckungssumme bis auf 3,5 Millionen Euro ermäßigen.“
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11. In § 13 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Positronen-Emissionen-Tomographie“ durch die 
Wörter „Erzeugung von Radioisotopen zur Verwendung für die Positronen-Emissions-
Tomographie oder Einzel-Photonen-Emissions-Tomographie“ ersetzt.

12. § 16 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Ist die Regeldeckungssumme nach den Umständen des Einzelfalls nicht an-
gemessen, so kann die Verwaltungsbehörde die Deckungssumme im Rahmen der 
Höchstgrenze des § 13 Absatz 3 Satz 2 des Atomgesetzes und unter Beachtung der 
Höchst- und Mindestgrenzen nach § 7 Absatz 2 bis auf das Zweifache der Regelde-
ckungssumme erhöhen oder bis auf ein Drittel der Regeldeckungssumme ermäßigen.“

13. § 20 wird wie folgt gefasst:

„§ 20

Neufestsetzung der Deckungsvorsorge

Entspricht die Deckungsvorsorge für eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung ge-
nehmigte Tätigkeit nicht mehr den Anforderungen dieser Verordnung, so ist die De-
ckungsvorsorge bei der nächsten Festsetzung nach § 13 Absatz 1 Satz 2 des Atomge-
setzes neu festzusetzen, wobei die Neufestsetzung für Kernanlagen und für die Beför-
derung von Kernmaterialien spätestens innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttre-
ten dieser Verordnung und in den sonstigen Fällen innerhalb eines Jahres nach Inkraft-
treten dieser Verordnung zu erfolgen hat.“

14. Der Anlage 2 werden die folgenden Anlagen 3 bis 6 angefügt:

„Anlage 3 

(zu den §§ 8a Absatz 1, 9 Absatz 1, 11 Absatz 1 und 2)

Massenabhängige Erhöhungsbeträge zur Ermittlung der Regelde-
ckungssumme für die Beförderung von Kernmaterialien und für Kernan-

lagen in Millionen Euro

Masse der Kernbrennstoffe1) im Sinne von § 2 
Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes 

  
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erhöhungsbeträge

 
 über 250 bis 1 000 Kilogramm für jedes wei-

tere angefangene Kilogramm
0,0064

 
 über 1 000 bis 5 000 Kilogramm für jedes wei-

tere angefangene Kilogramm
0,0056

 
 über 5 000 bis 10 000 Kilogramm für jedes 

weitere angefangene Kilogramm
0,0048

  
 über 10 000 Kilogramm bis 30 000 Kilogramm 

für jedes weitere angefangene Kilogramm
0,004

  
 über 30 000 Kilogramm bis 60 000 Kilogramm 

für jedes weitere angefangene Kilogramm
0,0032

  
 über 60 000 Kilogramm für jedes weitere ange-

fangene Kilogramm
0,0024

 

  

1) Bei der Berechnung der Masse der Kernbrennstoffe ist nur der Massengehalt von Plutonium 239, Plu-
tonium 241, Uran 233 und Uran 235 zu berücksichtigen. Bei bestrahlten Kernbrennstoffen ist bei der Be-
rechnung der vor der Bestrahlung vorhandene Massengehalt dieser Stoffe maßgeblich.
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Anlage 4 

(zu den §§ 8a Absatz 1, 11 Absatz 1 und 2, 12 Absatz 1)

Aktivitätsabhängige Erhöhungsbeträge zur Ermittlung der Regeldeckungs-
summe für die Beförderung von Kernmaterialien, für sonstige Kernanlagen 

und Kernanlagen in Stilllegung in Millionen Euro

Gesamtaktivität, angegeben in Vielfachen der 
Freigrenzen1) nach Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 
2 der Strahlenschutzverordnung

Erhöhungsbeträge

  

 

 

 

  

 

  vom 1012fachen bis zum 1013fachen bis 10

  vom 1013fachen bis zum 1014fachen 10 bis 30

  vom 1014fachen bis zum 1015fachen 30 bis 70

  vom 1015fachen bis zum 1016fachen 70 bis 140

  vom 1016fachen bis zum 1017fachen 140 bis 280

  über dem 1017fachen 280 bis 460

 

 

 

 

 

 

 

1) Ist die Bestimmung des Vielfachen der Freigrenzen wegen der Besonderheit des Einzelfalls nicht oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich, so beträgt die Freigrenze für die Ermittlung der Gesamtaktivität 5 
Kilobecquerel.

Anlage 5 

(zu § 8a Absatz 2)

Festlegungen zum Ausschluss kleiner Mengen von Kernmaterialien außer-
halb einer Kernanlage von der Anwendung des Pariser Übereinkommens 

Teil A: Allgemeines 

Für Sendungen, die Radionuklide enthalten, gilt, vorbehaltlich des für Sendungen spaltba-
rer Stoffe ergänzend anzuwendenden Teils B, Folgendes:

1. Enthält eine Sendung ein Radionuklid, so darf die Gesamtaktivität je Beförderungsmittel 
das Hundertfache des A2-Wertes des Radionuklids nicht überschreiten. Für das Radionuk-
lid ist der jeweilige A2-Wert gemäß Tabelle 1 zugrunde zu legen, sofern die Art und die 
Aktivität des Radionuklids bekannt sind. Andernfalls ist für das vorkommende Radionuklid 
der jeweilige A2-Wert gemäß Tabelle 2 zugrunde zu legen.

2. Enthält eine Sendung mehrere Radionuklide, so darf die Summe der Verhältniszahlen 
aus der Aktivität B(i) und dem Hundertfachen der jeweiligen A2(i)-Werte der einzelnen Ra-
dionuklide (Summenformel) den Wert 1 je Beförderungsmittel nicht überschreiten:

,

wobei B(i) die Aktivität des Radionuklids i und A2(i) der A2-Wert des Radionuklids i ist. Für 
die Berechnung sind für die Radionuklide die jeweiligen A2-Werte gemäß Tabelle 1 zu-
grunde zu legen, sofern die Art und die Aktivität der Radionuklide bekannt sind. Andernfalls 
sind für die vorkommenden Radionuklide die jeweiligen A2-Werte gemäß Tabelle 2 zu-
grunde zu legen.


i

)(iB

)(100 2 iAx
 1
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Teil B: Sendungen spaltbarer Stoffe

Eine Sendung, die spaltbare Stoffe enthält, muss die Voraussetzungen gemäß Teil A erfül-
len und die spaltbaren Stoffe müssen auf Grund der für den jeweiligen Verkehrsträger gel-
tenden Rechtsvorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter von der Klassifizierung 
„SPALTBAR“ freigestellt sein.

Tabelle 1

Radionuklid (Atomzahl) A2 
(TBq)

  

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Actinium (89) 
Ac-225 
Ac-227 
Ac-228 

Silber (47) 
Ag-105 

Ag-108m 
Ag-110m 
Ag-111 

Aluminium (13) 
Al-26 

Americium (95) 
Am-241 

Am-242m 
Am-243 

Argon (18) 
Ar-37 
Ar-39 
Ar-41 

Arsen (33) 
As-72 
As-73 
As-74 
As-76 
As-77 

Astat (85) 
At-211 

Gold (79) 
Au-193 
Au-194 
Au-195 
Au-198 
Au-199 

Barium (56) 
Ba-131 
Ba-133 

Ba-133m 
Ba-140 

Beryllium (4) 
Be-7 

Be-10 
Bismut (83) 

Bi-205 
Bi-206 
Bi-207 
Bi-210 

Bi-210m

6 × 10–3 
9 × 10–5 
5 × 10–1 

2 × 100 
7 × 10–1 
4 × 10–1 
6 × 10–1 

1 × 10–1 

1 × 10–3 
1 × 10–3 
1 × 10–3 

4 × 101 
2 × 101 
3 × 10–1 

3 × 10–1 
4 × 101 
9 × 10–1 
3 × 10–1 
7 × 10–1 

5 × 10–1 

2 × 100 
1 × 100 
6 × 100 
6 × 10–1 
6 × 10–1 

2 × 100 
3 × 100 
6 × 10–1 
3 × 10–1 

2 × 101 
6 × 10–1 

7 × 10–1 
3 × 10–1 
7 × 10–1 
6 × 10–1 
2 × 10–2
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Bi-212 
Berkelium (97) 

Bk-247 
Bk-249 

Brom (35) 
Br-76 
Br-77 
Br-82

6 × 10–1 
 

 

 

  

 

8 × 10–4 
3 × 10–1 

4 × 10–1 
3 × 100 
4 × 10–1

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Kohlenstoff (6) 
C-11 
C-14 

Calcium (20) 
Ca-41 
Ca-45 
Ca-47 

Cadmium (48) 
Cd-109 

Cd-113m 
Cd-115 

Cd-115m 
Cerium (58) 

Ce-139 
Ce-141 
Ce-143 
Ce-144 

Californium (98) 
Cf-248 
Cf-249 
Cf-250 
Cf-251 
Cf-252 
Cf-253 
Cf-254 

Chlor (17) 
Cl-36 
Cl-38 

Curium (96) 
Cm-240 
Cm-241 
Cm-242 
Cm-243 
Cm-244 
Cm-245 
Cm-246 
Cm-247 
Cm-248 

Cobalt (27) 
Co-55 
Co-56 
Co-57 
Co-58 

Co-58m 
Co-60 

Chrom (24) 
Cr-51 

Caesium (55) 
Cs-129

6 × 10–1 
3 × 100 

unbegrenzt 
1 × 100 
3 × 10–1 

2 × 100 
5 × 10–1 
4 × 10–1 
5 × 10–1 

2 × 100 
6 × 10–1 
6 × 10–1 
2 × 10–1 

6 × 10–3 
8 × 10–4 
2 × 10–3 
7 × 10–4 
3 × 10–3 
4 × 10–2 
1 × 10–3 

6 × 10–1 
2 × 10–1 

2 × 10–2 
1 × 100 
1 × 10–2 
1 × 10–3 
2 × 10–3 
9 × 10–4 
9 × 10–4 
1 × 10–3 
3 × 10–4 

5 × 10–1 
3 × 10–1 
1 × 101 
1 × 100 
4 × 101 
4 × 10–1 

3 × 101 

4 × 100
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Cs-131 
Cs-132 
Cs-134 

Cs-134m 
Cs-135 
Cs-136 
Cs-137 

Kupfer (29) 
Cu-64 
Cu-67 

Dysprosium (66) 
Dy-159 
Dy-165 
Dy-166 

Erbium (68) 
Er-169 
Er-171 

Europium (63) 
Eu-147 
Eu-148 
Eu-149 

Eu-150 (kurzlebig) 
Eu-150 (langlebig) 

Eu-152 
Eu-152m 
Eu-154 
Eu-155 
Eu-156 
Fluor (9) 

F-18 
Eisen (26) 

Fe-52 
Fe-55 
Fe-59 
Fe-60 

Gallium (31) 
Ga-67 
Ga-68 
Ga-72 

Gadolinium (64) 
Gd-146 
Gd-148 
Gd-153 
Gd-159 

Germanium (32) 
Ge-68 
Ge-71 
Ge-77 

Hafnium (72) 
Hf-172 
Hf-175 
Hf-181 
Hf-182 

Quecksilber (80) 
Hg-194 

Hg-195m 
Hg-197

3 × 101 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

1 × 100 
7 × 10–1 
6 × 10–1 
1 × 100 
5 × 10–1 
6 × 10–1 

1 × 100 
7 × 10–1 

2 × 101 
6 × 10–1 
3 × 10–1 

1 × 100 
5 × 10–1 

2 × 100 
5 × 10–1 
2 × 101 
7 × 10–1 
7 × 10–1 
1 × 100 
8 × 10–1 
6 × 10–1 
3 × 100 
7 × 10–1 

6 × 10–1 

3 × 10–1 
4 × 101 
9 × 10–1 
2 × 10–1 

3 × 100 
5 × 10–1 
4 × 10–1 

5 × 10–1 
2 × 10–3 
9 × 100 
6 × 10–1 

5 × 10–1 
4 × 101 
3 × 10–1 

6 × 10–1 
3 × 100 
5 × 10–1 

unbegrenzt 

1 × 100 
7 × 10–1 
1 × 101
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Hg-197m 
Hg-203 

Holmium (67) 
Ho-166 

Ho-166m 
Iod (53) 

I-123 
I-124 
I-125 
I-126 
I-129 
I-131 
I-132 
I-133 
I-134 
I-135 

Indium (49) 
In-111 

In-113m 
In-114m 
In-115m 

Iridium (77) 
Ir-189 
Ir-190 
Ir-192 
Ir-194 

Kalium (19) 
K-40 
K-42 
K-43 

Krypton (36) 
Kr-79 
Kr-81 
Kr-85 

Kr-85m 
Kr-87 

Lanthan (57) 
La-137 
La-140 

Lutetium (71) 
Lu-172 
Lu-173 
Lu-174 

Lu-174m 
Lu-177 

Magnesium (12) 
Mg-28 

Mangan (25) 
Mn-52 
Mn-53 
Mn-54 
Mn-56 

Molybdän (42) 
Mo-93 
Mo-99 

Stickstoff (7) 
N-13

4 × 10–1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

  

 

1 × 100 

4 × 10–1 
5 × 10–1 

3 × 100 
1 × 100 
3 × 100 
1 × 100 

unbegrenzt 
7 × 10–1 
4 × 10–1 
6 × 10–1 
3 × 10–1 
6 × 10–1 

3 × 100 
2 × 100 
5 × 10–1 
1 × 100 

1 × 101 
7 × 10–1 
6 × 10–1 
3 × 10–1 

9 × 10–1 
2 × 10–1 
6 × 10–1 

2 x 100 
4 × 101 
1 × 101 
3 × 100 
2 × 10–1 

6 × 100 
4 × 10–1 

6 × 10–1 
8 × 100 
9 × 100 
1 × 101 
7 × 10–1 

3 × 10–1 

3 × 10–1 
unbegrenzt 

1 × 100 
3 × 10–1 

2 × 101 
6 × 10–1 

6 × 10–1
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Natrium (11) 
Na-22 
Na-24 

Niob (41) 
Nb-93m 
Nb-94 
Nb-95 
Nb-97 

Neodym (60) 
Nd-147 
Nd-149 

Nickel (28) 
Ni-59 
Ni-63 
Ni-65 

Neptunium (93) 
Np-235 

Np-236 (kurzlebig) 
Np-236 (langlebig) 

Np-237 
Np-239 

Osmium (76) 
Os-185 
Os-191 

Os-191m 
Os-193 
Os-194 

Phosphor (15) 
P-32 
P-33 

Protactinium (91) 
Pa-230 
Pa-231 
Pa-233 
Blei (82) 
Pb-201 
Pb-202 
Pb-203 
Pb-205 
Pb-210 
Pb-212 

Palladium (46) 
Pd-103 
Pd-107 
Pd-109 

Promethium (61) 
Pm-143 
Pm-144 
Pm-145 
Pm-147 

Pm-148m 
Pm-149 
Pm-151 

Polonium (84) 
Po-210 

Praseodym (59) 
Pr-142

5 × 10–1 
2 × 10–1 

3 × 101 
7 × 10–1 
1 × 100 
6 × 10–1 

6 × 10–1 
5 × 10–1 

unbegrenzt 
3 × 101 
4 × 10–1 

4 × 101 
2 × 100 
2 × 10–2 
2 × 10–3 
4 × 10–1 

1 × 100 
2 × 100 
3 × 101 
6 × 10–1 
3 × 10–1 

5 × 10–1 
1 × 100 

7 × 10–2 
4 × 10–4 
7 × 10–1 

1 × 100 
2 × 101 
3 × 100 

unbegrenzt 
5 × 10–2 
2 × 10–1 

4 × 101 
unbegrenzt 

5 × 10–1 

3 × 100 
7 × 10–1 
1 × 101 
2 × 100 
7 × 10–1 
6 × 10–1 
6 × 10–1 

2 × 10–2 

4 × 10–1
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Pr-143 
Platin (78) 

Pt-188 
Pt-191 
Pt-193 

Pt-193m 
Pt-195m 
Pt-197 

Pt-197m 
Plutonium (94) 

Pu-236 
Pu-237 
Pu-238 
Pu-239 
Pu-240 
Pu-241 
Pu-242 
Pu-244 

Radium (88) 
Ra-223 
Ra-224 
Ra-225 
Ra-226 
Ra-228 

Rubidium (37) 
Rb-81 
Rb-83 
Rb-84 
Rb-86 
Rb-87 

Rb (natürlich) 
Rhenium (75) 

Re-184 
Re-184m 
Re-186 
Re-187 
Re-188 
Re-189 

Re (natürlich) 
Rhodium (45) 

Rh-99 
Rh-101 
Rh-102 

Rh-102m 
Rh-103m 
Rh-105 

Radon (86) 
Rn-222 

Ruthenium (44) 
Ru-97 

Ru-103 
Ru-105 
Ru-106 

Schwefel (16) 
S-35 

Antimon (51) 
Sb-122

6 × 10–1 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

  

 

8 × 10–1 
3 × 100 
4 × 101 
5 × 10–1 
5 × 10–1 
6 × 10–1 
6 × 10–1 

3 × 10–3 
2 × 101 
1 × 10–3 
1 × 10–3 
1 × 10–3 
6 × 10–2 
1 × 10–3 
1 × 10–3 

7 × 10–3 
2 × 10–2 
4 × 10–3 
3 × 10–3 
2 × 10–2 

8 × 10–1 
2 × 100 
1 × 100 
5 × 10–1 

unbegrenzt 
unbegrenzt 

1 × 100 
1 × 100 
6 × 10–1 

unbegrenzt 
4 × 10–1 
6 × 10–1 

unbegrenzt 

2 × 100 
3 × 100 
5 × 10–1 
2 × 100 
4 × 101 
8 × 10–1 

4 × 10–3 

5 × 100 
2 × 100 
6 × 10–1 
2 × 10–1 

3 × 100 

4 × 10–1
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Sb-124 
Sb-125 
Sb-126 

Scandium (21) 
Sc-44 
Sc-46 
Sc-47 
Sc-48 

Selen (34) 
Se-75 
Se-79 

Silicium (14) 
Si-31 
Si-32 

Samarium (62) 
Sm-145 
Sm-147 
Sm-151 
Sm-153 
Zinn (50) 
Sn-113 

Sn-117m 
Sn-119m 
Sn-121m 
Sn-123 
Sn-125 
Sn-126 

Strontium (38) 
Sr-82 
Sr-85 

Sr-85m 
Sr-87m 
Sr-89 
Sr-90 
Sr-91 
Sr-92 

Tritium (1) 
T(H-3) 

Tantal (73) 
Ta-178 (langlebig) 

Ta-179 
Ta-182 

Terbium (65) 
Tb-157 
Tb-158 
Tb-160 

Technetium (43) 
Tc-95m 
Tc-96 

Tc-96m 
Tc-97 

Tc-97m 
Tc-98 
Tc-99 

Tc-99m 
Tellur (52) 

Te-121

6 × 10–1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

  

 

1 × 100 
4 × 10–1 

5 × 10–1 
5 × 10–1 
7 × 10–1 
3 × 10–1 

3 × 100 
2 × 100 

6 × 10–1 
5 × 10–1 

1 × 101 
unbegrenzt 

1 × 101 
6 × 10–1 

2 × 100 
4 × 10–1 
3 × 101 
9 × 10–1 
6 × 10–1 
4 × 10–1 
4 × 10–1 

2 × 10–1 
2 × 100 
5 × 100 
3 × 100 
6 × 10–1 
3 × 10–1 
3 × 10–1 
3 × 10–1 

4 × 101 

8 × 10–1 
3 × 101 
5 × 10–1 

4 × 101 
1 × 100 
6 × 10–1 

2 × 100 
4 × 10–1 
4 × 10–1 

unbegrenzt 
1 × 100 
7 × 10–1 
9 × 10–1 
4 × 100 

2 × 100
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Te-121m 
Te-123m 
Te-125m 
Te-127 

Te-127m 
Te-129 

Te-129m 
Te-131m 
Te-132 

Thorium (90) 
Th-227 
Th-228 
Th-229 
Th-230 
Th-231 
Th-232 
Th-234 

Th (natürlich) 
Titan (22) 

Ti-44 
Thallium (81) 

Tl-200 
Tl-201 
Tl-202 
Tl-204 

Thulium (69) 
Tm-167 
Tm-170 
Tm-171

3 × 100 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

Uran (92) 
U-230 (schnelle Lungenabsorption) (a) 
U-230 (mittlere Lungenabsorption) (b)

1 × 100 
9 × 10–1 
7 × 10–1 
5 × 10–1 
6 × 10–1 
4 × 10–1 
5 × 10–1 
4 × 10–1 

5 × 10–3 
1 × 10–3 
5 × 10–4 
1 × 10–3 
2 × 10–2 

unbegrenzt 
3 × 10–1 

unbegrenzt 

4 × 10–1 

9 × 10–1 
4 × 100 
2 × 100 
7 × 10–1 

8 × 10–1 
6 × 10–1 
4 × 101

1 × 10–1 
4 × 10–3

  U-230 (langsame Lungenabsorption) (c) 3 × 10–3

  U-232 (schnelle Lungenabsorption) (a) 1 × 10–2

  U-232 (mittlere Lungenabsorption) (b) 7 × 10–3

  U-232 (langsame Lungenabsorption) (c) 1 × 10–3

  U-233 (schnelle Lungenabsorption) (a) 9 × 10–2

  U-233 (mittlere Lungenabsorption) (b) 2 × 10–2

  U-233 (langsame Lungenabsorption) (c) 6 × 10–3

  U-234 (schnelle Lungenabsorption) (a) 9 × 10–2

  U-234 (mittlere Lungenabsorption) (b) 2 × 10–2

  U-234 (langsame Lungenabsorption) (c) 6 × 10–3

 
 U-235 (alle Lungenabsorptionsklassen) 

(a)(b)(c)
unbegrenzt

  U-236 (schnelle Lungenabsorption) (a) unbegrenzt
  U-236 (mittlere Lungenabsorption) (b) 2 × 10–2

  U-236 (langsame Lungenabsorption) (c) 6 × 10–3

 
 U-238 (alle Lungenabsorptionsklassen) 

(a)(b)(c)
unbegrenzt

  U (natürlich) unbegrenzt
  U (angereichert bis maximal 20 %) (d) unbegrenzt

  U (abgereichert) unbegrenzt

 

 

 
 

Vanadium (23) 
V-48 
V-49 

Wolfram (74) 
W-178

4 × 10–1 
4 × 101 

5 × 100
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W-181 3 × 101 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

  

 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 

 
 

 
 
 

W-185
W-187
W-188

Xenon (54)
Xe-122
Xe-123
Xe-127

Xe-131m
Xe-133
Xe-135

Yttrium (39)
Y-87
Y-88
Y-90
Y-91

Y-91m
Y-92
Y-93

8 × 10–1

6 × 10–1

3 × 10–1

4 × 10–1

7 × 10–1

2 × 100

4 × 101

1 × 101

2 × 100

1 × 100

4 × 10–1

3 × 10–1

6 × 10–1

2 × 100

2 × 10–1

3 × 10–1

Ytterbium (70)
Yb-169 1 × 100

Yb-175 9 × 10–1

Zink (30)
Zn-65 2 × 100

Zn-69 6 × 10–1

Zn-69m 6 × 10–1

Zirconium (40)
Zr-88 3 × 100

Zr-93 unbegrenzt
Zr-95 8 × 10–1

Zr-97 4 × 10–1

 

 

 
 

(a) Diese Werte gelten nur für Uranverbindungen, die sowohl unter normalen Beförderungs-
bedingungen als auch unter Unfall-Beförderungsbedingungen die chemische Form von 
UF6, UO2F2 und UO2(NO3)2 einnehmen. 

(b) Diese Werte gelten nur für Uranverbindungen, die sowohl unter normalen Beförderungs-
bedingungen als auch unter Unfall-Beförderungsbedingungen die chemische Form von 
UO3, UF4, UCI4 und sechswertige Verbindungen einnehmen.

(c) Diese Werte gelten für alle unter den Fußnoten (a) und (b) nicht genannten Uranverbin-
dungen. 

(d) Diese Werte gelten nur für unbestrahltes Uran. 

Tabelle 2

Vorkommende Radionuklide A2 
(TBq)

 
 Nuklide, die Beta- oder Gammastrahlen, je-

doch keine Neutronenstrahlen emittieren
0,02

 
 Nuklide, die Alphastrahlen, jedoch keine 

Neutronenstrahlen emittieren
9 × 10–5
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Nuklide, die Neutronenstrahlen emittieren, 
oder soweit keine relevanten Angaben zur 

Strahlungsart verfügbar sind

9 × 10–5

  

 

 

 

 

 

 

 

 

   

Anlage 6 

(zu § 12a Absatz 1)

Aktivitätsbezogene Festlegungen zum Ausschluss von Kernanlagen in fort-
geschrittener Stilllegung von der Anwendung des Pariser Übereinkommens

1. Kommt in einer Kernanlage in Stilllegung lediglich eines der in der Tabelle genannten 
Radionuklide vor, so darf die vorhandene Aktivität dieses Radionuklids in Form haftender 
Aktivität oder in jeder sonstigen Aktivitätsform den Wert gemäß der Tabelle nicht über-
schreiten.

2. Kommen in einer Kernanlage in Stilllegung mehrere der in der Tabelle genannten Radi-
onuklide vor, so ist die Summe der Verhältniszahlen Ai f/Ai f lim aus der vorhandenen Aktivität 
(Ai f) und den jeweiligen Werten (Ai f lim) der einzelnen Radionuklide i in Form haftender Ak-
tivität gemäß der Tabelle und der Verhältniszahlen Ai of/Ai of lim aus der vorhandenen Aktivität 
(Ai of) und den jeweiligen Werten (Ai of lim) der einzelnen Radionuklide i jeder sonstigen Akti-
vitätsform gemäß der Tabelle zu berechnen (Summenformel). Diese Summe darf den Wert 
1 nicht überschreiten:

Tabelle

Radionuklid Haftende Aktivität1) (Bq) Alle sonstigen Aktivitätsformen

     Pu239 1 E+13 1 E+12

     Pu241 1 E+15 1 E+14

     U238 1 E+14 1 E+13

     Cs137 1 E+13 1 E+12

     Ni63 1 E+16 1 E+15

     Co60 1 E+14 1 E+13

     Fe55 1 E+16 1 E+15

     Eu152 1 E+14 1 E+13

     Eu154 1 E+14 1 E+13

   Cl36 1 E+122)

     Sr90 1 E+14 1 E+13

     Ag108m 1 E+13 1 E+12
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1) Aktivität, die in den festen, nicht brennbaren Bauteilen der Anlage erzeugt wurde und während des Stillstands 
oder des Abbaus im Stilllegungszeitraum in nicht signifikantem Ausmaß einem Abrieb, einer Auswaschung oder 
Korrosion unterliegt. 
2) Es wird angenommen, dass Cl36 in einer Kernanlage in Stilllegung in einer leicht freisetzbaren Form vorliegt. 
Es wird weiterhin angenommen, dass es im Falle eines Ereignisses, das zu einer unbeabsichtigten Exposition 
führt, vollständig freigesetzt wird.“

Artikel 2

Bekanntmachungserlaubnis

Das für die kerntechnische Sicherheit und den Strahlenschutz zuständige Bundesmi-
nisterium kann den Wortlaut der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung in der 
vom Inkrafttreten dieser Verordnung an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt 
machen.

Artikel 3 

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt an dem Tag in Kraft, der auf den Tag des Inkrafttretens des 
Artikels 1 des Gesetzes zur Änderung haftungsrechtlicher Vorschriften des Atomgesetzes 
und zur Änderung sonstiger Rechtsvorschriften vom 29. August 2008 folgt. Der Tag des 
Inkrafttretens ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Der Verordnungsentwurf enthält Änderungen der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Ver-
ordnung, die erforderlich werden durch 

- die Ratifizierung des Protokolls vom 12. Februar 2004 zur Änderung des Übereinkommens 
vom 29. Juli 1960 über die Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie in 
der Fassung des Zusatzprotokolls vom 28. Januar 1964 und des Protokolls vom 16. No-
vember 1982,

- das Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung haftungsrechtlicher Vorschriften des Atom-
gesetzes und zur Änderung sonstiger Rechtsvorschriften vom 29. August 2008 (BGBl. I S. 
1793) und

- zwei Entscheidungen des Direktionsausschusses für Kernenergie der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung auf Grund von Artikel 1 Absatz b des 
Übereinkommens vom 29. Juli 1960 über die Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet 
der Kernenergie in der Fassung des Zusatzprotokolls vom 28. Januar 1964, des Protokolls 
vom 16. November 1982 und des Protokolls vom 12. Februar 2004.

Das Protokoll von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens führt Mindestsummen 
der Haftung und Deckung für Kernanlagen und für Beförderungen von Kernmaterialien ein. 
Demzufolge besteht mit dem Inkrafttreten des Änderungsprotokolls von 2004 die Verpflich-
tung, zur Deckung der nach dem Pariser Übereinkommen vorgesehenen Haftung für Kern-
anlagen und für Beförderungen von Kernmaterialien eine Deckungsvorsorge in Höhe von 
mindestens 700 Millionen Euro einzugehen und aufrechtzuerhalten. Eine Deckungsvor-
sorge von weniger als 700 Millionen Euro ist zulässig unter Berücksichtigung der Art der 
betreffenden Kernanlage und der betreffenden Kernmaterialien sowie der wahrscheinlichen 
Folgen eines nuklearen Ereignisses, das von der betreffenden Kernanlage und den betref-
fenden Kernmaterialien ausgeht. Jedoch darf die Höhe der Deckungsvorsorge für Kernan-
lagen mit geringem Gefahrenpotenzial in keinem Fall weniger als 70 Millionen Euro und für 
Beförderungen von Kernmaterialien in keinem Fall weniger als 80 Millionen Euro betragen. 
Die Vertragsstaaten sind mithin gehalten, in ihrer Gesetzgebung eine Deckungsvorsorge 
vorzusehen, die die festgelegten Mindestdeckungssummen nicht unterschreitet und in ei-
nem angemessenen Verhältnis zum Gefahrenpotenzial der Anlagen und Tätigkeiten steht, 
bei denen sich die Haftung nach dem Pariser Übereinkommen bestimmt. Die Atomrechtli-
che Deckungsvorsorge-Verordnung ist an diese Anforderungen anzupassen.

Im Anwendungsbereich der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung beträgt künf-
tig die Höhe der Deckungsvorsorge für Kernanlagen mit geringem Gefahrenpotenzial in 
keinem Fall weniger als 70 Millionen, für Beförderungen von Kernmaterialien in keinem Fall 
weniger als 80 Millionen Euro. Unter Berücksichtigung dieser Mindestdeckungssummen 
erhöhen sich in Abhängigkeit des Gefahrenpotenzials die Regeldeckungssummen für Kern-
anlagen und für Beförderungen von Kernmaterialien im Rahmen der nach diesem Verord-
nungsentwurf vorgesehenen Höchstgrenzen. Die gefahrabhängige Staffelung der Regelde-
ckungssummen unter Berücksichtigung der vorgeschriebenen Mindestdeckungssummen 
führt gegenüber den bisherigen Regelungen insgesamt zu einer Erhöhung der finanziellen 
Mittel, die zur Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen im Anwendungsbe-
reich des Pariser Übereinkommens zur Verfügung stehen. Hierdurch wird die völkerrechtli-
che Verpflichtung erfüllt, für Kernanlagen und für die Beförderung von Kernmaterialien eine
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Deckungsvorsorge in Abhängigkeit des Gefahrenpotenzials unter Berücksichtigung der vor-
geschriebenen Mindestdeckungssummen vorzusehen.

Das Gesetz vom 29. August 2008 zur Änderung haftungsrechtlicher Vorschriften des Atom-
gesetzes und zur Änderung sonstiger Rechtsvorschriften, das mit dem Inkrafttreten des 
Änderungsprotokolls von 2004 in Kraft tritt, schreibt vor, dass sich die Deckungsvorsorge 
bei Beförderungen radioaktiver Stoffe, auf die § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes anwend-
bar ist, nach den Maßstäben zu richten hat, die für die im Pariser Übereinkommen und im 
Wiener Übereinkommen geregelte Beförderung Anwendung finden. § 26 Absatz 1a des 
Atomgesetzes betrifft Beförderungen radioaktiver Stoffe über deutsches Gebiet, die bei An-
wendung des Pariser Übereinkommens oder des Wiener Übereinkommens in Verbindung 
mit dem Gemeinsamen Protokoll unter die Begriffsbestimmungen der Kernbrennstoffe so-
wie radioaktive Erzeugnisse und Abfälle dieser Übereinkommen fielen (vor allem Beförde-
rungen radioaktiver Stoffe, bei denen weder der Ausgangsstaat noch der Zielstaat der Be-
förderung Vertragsstaaten des Pariser Übereinkommens oder des Wiener Übereinkom-
mens sind). Das Gefahrenpotenzial solcher Beförderungen ist vergleichbar mit dem Gefah-
renpotenzial von Beförderungen, die in den Anwendungsbereich des Pariser Übereinkom-
mens und des Wiener Übereinkommens fallen. Der Verordnungsentwurf schreibt daher vor, 
dass für die Festsetzung der Deckungsvorsorge für Beförderungen radioaktiver Stoffe im 
Anwendungsbereich des § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes diejenigen Regelungen an-
wendbar sind, die für die Festsetzung der Deckungsvorsorge für Beförderungen von Kern-
materialien gelten. Da die von § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes erfassten Beförderungen 
nicht dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens unterfallen, gelten die für die 
Beförderung im Anwendungsbereich des Protokolls von 2004 zur Änderung des Pariser 
Übereinkommens vorgeschriebenen Mindestdeckungssummen nicht. Der Verwaltung ist es 
demnach gestattet, im Einzelfall eine Deckungssumme von weniger als 80 Millionen Euro 
festzusetzen, wenn eine höhere Regeldeckungssumme im Verhältnis zum Gefahrenpoten-
zial der jeweiligen Beförderung unangemessen wäre.

Der Direktionsausschuss für Kernenergie der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung hat zwei Entscheidungen getroffen, auf deren Grundlage kleine 
Mengen von Kernmaterialien außerhalb einer Kernanlage und Kernanlagen in Stilllegung 
von der Anwendung des Pariser Übereinkommens ausgenommen sind oder ausgenommen 
werden können. Findet in diesen Fällen das Pariser Übereinkommen keine Anwendung, so 
bestimmt sich zum einen die Haftung nach § 26 des Atomgesetzes und nicht nach dem 
Pariser Übereinkommen. Zum anderen gelten die Mindestdeckungssummen des Pariser 
Übereinkommens nicht, so dass der Höhe nach geringere Deckungssummen zulässig sind. 
Diese Entscheidungen des Direktionsausschusses werden durch Übernahme in die Atom-
rechtliche Deckungsvorsorge-Verordnung in innerstaatliches Recht übernommen.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Der Verordnungsentwurf enthält drei Artikel: 

Artikel 1 Änderung der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung 

Artikel 2 Neubekanntmachung 

Artikel 3 Inkrafttreten 

Zu Artikel 1

Artikel 1 passt die Regelungen der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung zur 
Festsetzung der Deckungsvorsorge an die neuen Mindestdeckungssummen an, die das 
Protokoll von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens für Kernanlagen und für die 
Beförderung von Kernmaterialien vorschreibt. Die im Pariser Übereinkommen enthaltenen 
Begriffsbestimmungen (Kernanlagen und Kernmaterialien) sind nicht deckungsgleich mit
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den Begriffsbestimmungen des Atomgesetzes (kerntechnische Anlagen und radioaktive 
Stoffe), die die Regelungen der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung bisher im 
Wesentlichen verwenden (zu den Begriffsbestimmungen des Pariser Übereinkommens im 
Einzelnen, auf die der neu formulierte § 2 Absatz 4 des Atomgesetzes verweist, siehe Aus-
führungen in BT-Drucks. 16/9077 zu Artikel 1 Nummer 1). Aus diesem Grund hat die Über-
nahme der Mindestdeckungssummen in nationales Recht die Einführung eines neuen Tat-
bestandes zur Festsetzung der Deckungsvorsorge (§ 8a für die Beförderung von Kernma-
terialien) zur Folge. Mit Blick auf die Begriffsbestimmung Kernanlage ist der Anwendungs-
bereich einzelner bestehender Tatbestände zur Festsetzung der Deckungsvorsorge zu er-
weitern (§ 11 für Kernanlagen, die nicht Reaktoren sind, und § 12 für Kernanlagen in Still-
legung). Die bisher verwendeten Begriffsbestimmungen der kerntechnischen Anlage oder 
der Anlage im Sinne des § 7 des Atomgesetzes sind zu eng, um alle Sachverhalte zu er-
fassen, auf die die Mindestdeckungssummen des Protokolls von 2004 zur Änderung des 
Pariser Übereinkommens Anwendung finden.

Im Anwendungsbereich der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung beträgt die 
Höhe der Deckungsvorsorge für Kernanlagen mit geringem Gefahrenpotenzial in keinem 
Fall weniger als 70 Millionen Euro und für Beförderungen von Kernmaterialien in keinem 
Fall weniger als 80 Millionen Euro. Unter Berücksichtigung dieser Mindestdeckungssum-
men erhöhen sich in Abhängigkeit des Gefahrenpotenzials die Regeldeckungssummen für 
Kernanlagen und für Beförderungen von Kernmaterialien im Rahmen der nach diesem Ver-
ordnungsentwurf vorgesehenen Höchstgrenzen. Die Ermäßigung einer Regeldeckungs-
summe auf eine Deckungssumme von unter 70 Millionen im Fall von Kernanlagen und auf 
unter 80 Millionen Euro im Fall der Beförderung von Kernmaterialien ist ausgeschlossen (§ 
7 Absatz 2). Ebenso ist die Erhöhung einer Regeldeckungssumme auf einen Betrag von 
mehr als 125 Millionen Euro im Fall der Beförderung von Kernmaterialien, auf einen Betrag 
von mehr als 2,5 Milliarden Euro bei Reaktoren, auf einen Betrag von mehr als 500 Millionen 
Euro bei Kernanlagen, die nicht Reaktoren sind (im Fall der Lagerung bestrahlter Kern-
brennstoffe aus Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung 
von Elektrizität 700 Millionen Euro), und bei Kernanlagen in Stilllegung unzulässig (§ 7 Ab-
satz 2). Eine Ermäßigung oder Erhöhung von Regeldeckungssummen ist nur unter Beach-
tung dieser Mindest- und Höchstgrenzen zulässig (§ 16 Absatz 1).

Die Bemessung der Regeldeckungssummen ist bei Reaktoren – wie bisher – von der ther-
mischen Höchstleistung abhängig, es sei denn, die Berechnung auf Grund der genehmigten 
Masse der Kernbrennstoffe ergibt eine höhere Regeldeckungssumme (§ 9 Absatz 1). Für 
die Bemessung der Regeldeckungssummen, die der Verordnungsgeber für die Beförde-
rung von Kernmaterialien und für andere Kernanlagen als Reaktoren typisierend vorschreibt 
(§§ 8a Absatz 1, 11 Absatz 1 und 2), sind die beiden wesentlichen Gefahreigenschaften 
von Kernmaterialien maßgeblich, nämlich ihr Kritikalitätsrisiko und ihre Radiotoxizität. Die 
Bemessung der Höhe der Regeldeckungssummen beruht auf einer gefahrabhängigen Be-
trachtungsweise. Demnach ist die Höhe der Regeldeckungssumme zum einen abhängig 
von der genehmigten Masse der Kernbrennstoffe im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 des 
Atomgesetzes, die befördert werden, oder mit denen in der Kernanlage umgegangen wer-
den darf. Hinsichtlich der Berechnung der Masse der Kernbrennstoffe ist nur der Massen-
gehalt von Plutonium 239, Plutonium 241, Uran 233 und Uran 235 maßgeblich. Bei be-
strahlten Kernbrennstoffen ist bei der Berechnung der vor der Bestrahlung vorhandene 
Massengehalt dieser Stoffe maßgeblich. Zum anderen ist die Höhe der Regeldeckungs-
summe von der genehmigten Gesamtaktivität im Verlaufe der Beförderung bzw. von der 
genehmigten Gesamtaktivität der Kernanlage abhängig. Bei Kernanlagen in Stilllegung 
kommt es – wie bereits in der Vorgängerregelung für Anlagen im Sinne des § 7 des Atom-
gesetzes – für die Bemessung der Regeldeckungssumme auf die in der Anlage noch vor-
handene Aktivität an, wenn sich in der Anlage nur noch die aktivierten und kontaminieren 
Anlagenteile und radioaktive Stoffe zu Prüfzwecken befinden (§ 12).

Ist eine Regeldeckungssumme nach den Umständen des Einzelfalls nicht angemessen, so 
kann die Verwaltungsbehörde die Deckungssumme im Rahmen der Höchstgrenze des §
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13 Absatz 3 Satz 2 des Atomgesetzes und der Höchstgrenzen dieses Verordnungsentwurfs 
bis auf das Zweifache der Regeldeckungssumme erhöhen oder unter Beachtung der völ-
kerrechtlichen Mindestgrenzen in Höhe von 70 Millionen Euro für Kernanlagen bzw. 80 Mil-
lionen Euro für Beförderungen von Kernmaterialien bis auf ein Drittel der Regeldeckungs-
summe ermäßigen (§ 16 Absatz 1).

Darüber hinaus passt Artikel 1 die Festsetzung der Deckungsvorsorge für Beförderungen 
radioaktiver Stoffe an, auf die § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes anwendbar ist. In diesen 
Fällen sind diejenigen Regelungen anwendbar, die für die Festsetzung der Deckungsvor-
sorge für Beförderungen von Kernmaterialien gelten. Wie im Falle der Beförderung von 
Kernmaterialien bemisst sich somit bei einer Beförderung radioaktiver Stoffe, auf die § 26 
Absatz 1a des Atomgesetzes anwendbar ist, die Regeldeckungssumme nach der geneh-
migten Masse der beförderten Kernbrennstoffe im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 des Atom-
gesetzes und der genehmigten Gesamtaktivität im Verlaufe der Beförderung (§ 8b). Wie 
bei der Beförderung von Kernmaterialien ist eine Erhöhung der Regeldeckungssumme auf 
einen Betrag von mehr als 125 Millionen Euro unzulässig. Da die von § 26 Absatz 1a des 
Atomgesetzes erfassten Beförderungen nicht dem Anwendungsbereich des Pariser Über-
einkommens unterfallen, gelten die für die Beförderung im Anwendungsbereich des Proto-
kolls von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens vorgeschriebenen Mindestde-
ckungssummen nicht. Der Verwaltung ist es demnach gestattet, im Einzelfall eine De-
ckungssumme von weniger als 80 Millionen Euro festzusetzen, wenn eine höhere Regel-
deckungssumme im Verhältnis zum Gefahrenpotenzial der jeweiligen Beförderung unan-
gemessen wäre.

Schließlich übernimmt Artikel 1 zwei Entscheidungen des Direktionsausschusses für Kern-
energie der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung in nationales 
Recht. Zum einen ist dies die Entscheidung vom 3. November 2016 über den Ausschluss 
kleiner Mengen von Kernmaterialien außerhalb einer Kernanlage von der Anwendung des 
Übereinkommens vom 29. Juli 1960 über die Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet 
der Kernenergie in der geänderten Fassung. Zum anderen ist dies die Entscheidung und 
Empfehlung des Direktionsausschusses vom 30. Oktober 2014 betreffend die Anwendung 
des Pariser Übereinkommens auf in der Stilllegung befindliche Kernanlagen.

Die Entscheidungen regeln unterschiedliche Sachverhalte (Ausschluss aus dem Anwen-
dungsbereich des Pariser Übereinkommens kleiner Mengen von Kernmaterialien außer-
halb einer Kernanlage einerseits und von Kernanlagen in fortgeschrittener Stilllegung an-
dererseits). Die Rechtsfolgen, die sich aus dem Ausschluss aus dem Anwendungsbereich 
des Pariser Übereinkommens jeweils ergeben, sind gleichwohl identisch. Sind kleine Men-
gen von Kernmaterialien außerhalb einer Kernanlage (§ 8a Absatz 2) oder Kernanlagen in 
Stilllegung (§ 12a) von der Anwendung des Pariser Übereinkommens ausgenommen, be-
stimmt sich die Haftung nach § 26 des Atomgesetzes und nicht nach dem Pariser Überein-
kommen. Zudem gelten die Mindestdeckungssummen des Protokolls von 2004 zur Ände-
rung des Pariser Übereinkommens nicht, die Deckungsvorsorge darf also weniger als 80 
Millionen bzw. 70 Millionen betragen. Während kleine Mengen von Kernmaterialien außer-
halb einer Kernanlage, die die in § 8a Absatz 2 geregelten Voraussetzungen erfüllen, ipso 
iure von der Anwendung des Pariser Übereinkommens ausgenommen sind, wird eine Kern-
anlage in Stilllegung erst auf Antrag des Kernanlageninhabers und einer behördlichen Ent-
scheidung, wonach die in § 12a geregelten Voraussetzungen erfüllt seien, von der Anwen-
dung des Pariser Übereinkommens ausgenommen.

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt die Neubekanntmachung des Wortlauts der Atomrechtlichen Deckungsvor-
sorge-Verordnung in der vom Inkrafttreten dieser Verordnung an geltenden Fassung im 
Bundesgesetzblatt.
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Zu Artikel 3

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten der Verordnung.

III. Alternativen

Der Verordnungsentwurf dient der Erfüllung der mit der Ratifizierung des Protokolls von 
2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens für Kernanlagen und für die Beförderung 
von Kernmaterialien entstehenden völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Gebiet des Atomhaftungsrechts und passt die bestehenden Vorschrif-
ten der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung zur Vorsorge für die Erfüllung ge-
setzlicher Schadensersatzverpflichtungen an den von § 13 Absatz 2 des Atomgesetzes ge-
zogenen Rahmen an. Zudem setzt der Verordnungsentwurf die durch den Direktionsaus-
schuss für Kernenergie der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung aufgrund von Artikel 1 Absatz b des Pariser Übereinkommens beschlossenen Ent-
scheidungen in nationales Recht um.

Hierzu bestehen keine Alternativen.

IV. Ermächtigung zum Erlass der Rechtsverordnung

Die Bundesregierung ist aufgrund von §§ 13 Absatz 3 Satz 1, 54 Absatz 1 Satz 1 des Atom-
gesetzes ermächtigt, in dem durch § 13 Absatz 2 des Atomgesetzes gezogenen Rahmen 
und zur Erreichung der in § 1 des Atomgesetzes bezeichneten Zwecke durch Rechtsver-
ordnung nähere Vorschriften darüber zu erlassen, welche Maßnahmen zur Vorsorge für die 
Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen erforderlich sind. Die Bundesregie-
rung ist aufgrund von § 12a des Atomgesetzes weiterhin ermächtigt, Entscheidungen des 
Direktionsausschusses nach Artikel 1 Absatz a Ziffer ii und iii und Absatz b des Pariser 
Übereinkommens durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen, soweit dies zur Erfüllung der 
in § 1 des Atomgesetzes bezeichneten Zwecke erforderlich ist.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen

Der Verordnungsentwurf dient der Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen der Bundes-
republik Deutschland auf dem Gebiet des Atomhaftungsrechts und setzt die durch den Di-
rektionsausschuss für Kernenergie der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung aufgrund von Artikel 1 Absatz b des Pariser Übereinkommens beschlos-
senen Entscheidungen in nationales Recht um. Im Übrigen enthalten der Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Atomgemeinschaft und das auf ihm beruhende Sekundärrecht 
keine Regelungen, die den vorgesehenen Änderungen der Atomrechtlichen Deckungsvor-
sorge-Verordnung entgegenstehen.

VI. Gesetzesfolgen 

1. Nachhaltigkeitsaspekte

Die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung hat zum Ziel, bei allen Entscheidungen 
den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und 
soziale Gerechtigkeit und gleichberechtigte Teilhabe so zusammenzudenken, dass Ent-
wicklungen für heutige und künftige Generationen auch in globaler Betrachtung ökologisch 
und sozial tragfähig sind. Der Verordnungsentwurf leistet einen Beitrag, das Ziel einer nach-
haltigen Entwicklung im Sinne der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung zu errei-
chen. Durch den Verordnungsentwurf werden die Mindestdeckungssummen des Protokolls
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von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens in nationales Recht übernommen 
und die finanziellen Mittel, die zur Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen im 
Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens und im Anwendungsbereich von § 26 
Absatz 1a des Atomgesetzes zur Verfügung stehen, insgesamt erhöht. Auf diese Weise 
trägt der Verordnungsentwurf dafür Sorge, dass im Falle eines etwaigen nuklearen Ereig-
nisses angemessene Mittel zur Beseitigung nuklearer Schäden insbesondere auch von 
Umweltschäden zur Verfügung stehen.

Die Erhöhung der finanziellen Mittel, die zur Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzver-
pflichtungen im Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens und im Anwendungsbe-
reich des § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes zur Verfügung stehen, verringert zudem das 
Risiko von Belastungen für die öffentlichen Haushalte, die daraus erwachsen können, dass 
ersatzpflichtige Schäden von der Deckungsvorsorge nicht gedeckt sind oder aus ihr nicht 
erfüllt werden können. Sind ersatzpflichtige Schäden von der Deckungsvorsorge nicht ge-
deckt oder können aus ihr nicht erfüllt werden, trifft den Bund auf Grund des Atomgesetzes 
eine Freistellungsverpflichtung bis zum Höchstbetrag von 2,5 Milliarden Euro. Die höhere 
Deckungsvorsorge verringert also den Umfang einer etwaigen Freistellungsverpflichtung 
des Bundes auf Grund des Atomgesetzes und leistet damit einen Beitrag zu nachhaltigen 
Staatsfinanzen und zur Generationengerechtigkeit.

Der Verordnungsentwurf dient darüber hinaus dem Erhalt und der nachhaltigen Bewahrung 
intakter Ökosysteme und Lebensräume. Die natürlichen Ressourcen sind Grundlage für 
das Leben und das Wohlergehen auch künftiger Generationen. Der Schadensbegriff des 
Protokolls von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens erweitert die Ersatzpflicht 
des haftenden Kernanlageninhabers auf Maßnahmen zur Wiederherstellung geschädigter 
Umwelt und auf entsprechende Vorsorgemaßnahmen – also auf Maßnahmen zur Verhü-
tung von Umweltschäden. Auf diese Weise kommt die höhere Deckungsvorsorge unmittel-
bar auch der Deckung von Gemeinschäden, die durch umweltschädliche Einwirkungen io-
nisierender Strahlung entstehen, als auch der Deckung entsprechender Schadensverhü-
tungskosten zugute. Maßnahmen zur Verhütung umweltschädlicher Einwirkungen ionisie-
render Strahlung sind von überragender Bedeutung, um Ökosysteme in ihrem ursprüngli-
chen Zustand zu erhalten und Lebensräume vor schädlichen Beeinträchtigungen zu schüt-
zen.

2. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Die Haushalte des Bundes und der Länder werden durch die neuen Mindestdeckungssum-
men gemeinsam mit einer gefahrabhängigen Staffelung der Regeldeckungssummen für 
Kernanlagen und für Beförderungen von Kernmaterialien, die die zur Erfüllung gesetzlicher 
Schadensersatzverpflichtungen im Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens zur 
Verfügung stehenden finanziellen Mittel insgesamt erhöhen, nicht belastet. Der Bund und 
die Länder haben auf Grundlage ihrer Haushaltsgesetze in verschiedenen Fällen Freistel-
lungsverpflichtungen etwa für Kernanlagen (zum Beispiel für Forschungsreaktoren oder 
Standortzwischenlager) übernommen. Das bedeutet, im Falle eines nuklearen Ereignisses 
hätte der Freistellungsverpflichtete (der Bund oder das betreffende Land) den Kernanla-
geninhaber von gesetzlichen Schadensersatzverpflichtungen freizustellen. Die Freistel-
lungsverpflichtungen beruhen auf in den Haushaltsgesetzen von Bund und Ländern enthal-
tenen Ermächtigungen für die Übernahme von Gewährleistungen im Zusammenhang mit 
der Abdeckung von Haftpflichtrisiken, die sich etwa aus Tätigkeiten im Anwendungsbereich 
des Atomgesetzes ergeben. Zwar sind Anpassungen von Gewährleistungsermächtigungen 
der Höhe nach möglich, wenn vorhandene Ermächtigungsobergrenzen für die Übernahme 
von Freistellungsverpflichtungen nicht ausreichen sollten. Entsprechende Anpassungen 
vollziehen sich jedoch ohne direkten Einsatz von Etatmitteln. Haushaltsausgaben auf Grund 
von Gewährleistungsermächtigungen ergeben sich nur, wenn die übernommene Freistel-
lungsverpflichtung im Falle eines nuklearen Ereignisses in Anspruch genommen würde. 
Haushalte von Kommunen werden ebenfalls nicht belastet.
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Die Mehrbedarfe aus dem Erfüllungsaufwand im Bereich des Bundes sollen finanziell und 
stellenmäßig in den jeweiligen Einzelplänen ausgeglichen werden.

3. Erfüllungsaufwand 

Bürgerinnen und Bürger 

Es werden keine Pflichten für Bürgerinnen und Bürger neu eingeführt, geändert oder auf-
gehoben. 

Wirtschaft

Für die Wirtschaft bedingt die Verordnung Erfüllungsaufwand durch Bürokratiekosten in 
Höhe von einmalig rund 37 000 Euro und jährlicher Erfüllungsaufwand durch Bürokratie-
kosten in Höhe von rund 4600 Euro. Der Verordnungsentwurf schafft neue Informations-
pflichten für die Wirtschaft. Zum einen entstehen Bürokratiekosten für die Wirtschaft, soweit 
die Deckungsvorsorge auf Grund von § 20 des Verordnungsentwurfs i.V.m. § 13 Absatz 1 
Satz 2 des Atomgesetzes neu festzusetzen ist. Dies ist der Fall, wenn die Deckungsvor-
sorge für eine vor Inkrafttreten dieses Verordnungsentwurfs genehmigte Tätigkeit nicht 
mehr den Anforderungen der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung entspricht. 
Die Übernahme der durch das Protokoll von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkom-
mens vorgeschriebenen Mindestdeckungssummen in nationales Recht gemeinsam mit ei-
ner gefahrabhängigen Staffelung der Regeldeckungssummen für Kernanlagen und Beför-
derungen von Kernmaterialien bedingt eine Neufestsetzung der Deckungsvorsorge in ver-
schiedenen Fällen (§§ 7 Absatz 2, 8a, 9, 11 und 12). Einer Neufestsetzung der Deckungs-
vorsorge bedarf es zudem bei genehmigten Beförderungen im Anwendungsbereich des § 
26 Absatz 1a des Atomgesetzes (§ 8b). Zum anderen entstehen Bürokratiekosten für die 
Wirtschaft, soweit Kernanlageninhaber auf Grund von § 12a den Ausschluss von Kernan-
lagen in fortgeschrittener Stilllegung aus dem Anwendungsbereich des Pariser Überein-
kommens beantragen.

1. Neufestsetzung der Deckungsvorsorge

Für die Wirtschaft ist ein Erfüllungsaufwand in Höhe von einmalig rund 37 000 Euro möglich, 
soweit Genehmigungsinhaber für eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung genehmigte Tä-
tigkeit auf Grund der Änderungen der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung eine 
neu festgesetzte Deckungsvorsorge gegenüber der zuständigen Genehmigungsbehörde 
nachweisen müssen. Entspricht die Deckungsvorsorge für eine genehmigte Tätigkeit nach 
Inkrafttreten des Verordnungsentwurfs nicht mehr den Anforderungen der Atomrechtlichen 
Deckungsvorsorge-Verordnung, ist auf Grund von § 20 des Verordnungsentwurfs i.V.m § 
13 Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes die Deckungsvorsorge bei der nächsten Neufestset-
zung, bei Kernanlagen und bei der Beförderung von Kernmaterialien jedoch spätestens in-
nerhalb von sechs Monaten, in den sonstigen Fällen innerhalb eines Jahres nach Inkraft-
treten dieser Verordnung neu festzusetzen. Hierbei hat die Behörde dem zur Deckungsvor-
sorge Verpflichteten eine angemessene Frist zu bestimmen, binnen deren die (neu festge-
setzte) Deckungsvorsorge nachzuweisen ist. Erfolgt der Nachweis der Deckungsvorsorge 
durch eine Versicherung liegt der Erfüllungsaufwand für den Genehmigungsinhaber darin, 
sich mit dem Versicherungsgeber auf die Bedingungen für die neu festgesetzte Deckungs-
vorsorge (möglicherweise höhere Versicherungsprämie) zu einigen und gegenüber der zu-
ständigen Genehmigungsbehörde einen entsprechenden Nachweis hierüber zu erbringen.

Durch die Übernahme der durch das Protokoll von 2004 zur Änderung des Pariser Über-
einkommens vorgeschriebenen Mindestdeckungssummen in nationales Recht gemeinsam 
mit einer gefahrabhängigen Staffelung der Regeldeckungssummen für Kernanlagen kommt 
eine Neufestsetzung der Deckungsvorsorge bei verschiedenen genehmigten Anlagen in 
Betracht (Kernanlagen in Stilllegung; Unterrichts- und Forschungsreaktoren; Fabriken für 
die Erzeugung oder Bearbeitung von Kernmaterialien; Fabriken zur Trennung der Isotope
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von Kernbrennstoffen; Einrichtungen für die Lagerung von Kernmaterialien). Für eine Neu-
festsetzung der Deckungsvorsorge bei Kernanlagen kommen rund 100 Genehmigungen in 
Betracht. Hiervon wird für rund 35 Genehmigungen die Deckungsvorsorge durch eine Ver-
sicherung erbracht. Für die übrigen rund 65 Genehmigungen wird die Deckungsvorsorge 
durch übernommene Freistellungsverpflichtungen des Bundes oder der Länder erbracht. 
Da es in diesen Fällen für den Nachweis der Deckungsvorsorge lediglich der Zusicherung 
einer höheren Freistellung durch den Bund oder die Länder bedarf, ist der insoweit entste-
hende Erfüllungsaufwand für die hiervon betroffenen Genehmigungsinhaber – unabhängig 
von deren rechtlicher Organisationsform – vernachlässigbar. Bund und Länder haben Frei-
stellungsverpflichtungen für Tätigkeiten im Anwendungsbereich des Atomgesetzes über-
nommen etwa von Unternehmen der öffentlichen Hand (z.B. BGZ Gesellschaft für Zwi-
schenlagerung mbH, EWN Entsorgungswerk für Nuklearanlagen mbH) oder von For-
schungseinrichtungen (z.B. Universitäten).

Durch die Übernahme der durch das Protokoll von 2004 zur Änderung des Pariser Über-
einkommens vorgeschriebenen Mindestdeckungssummen in nationales Recht gemeinsam 
mit einer gefahrabhängigen Staffelung der Regeldeckungssummen für Beförderungen von 
Kernmaterialien wird eine Neufestsetzung der Deckungsvorsorge bei genehmigten Beför-
derungen von Kernmaterialien erforderlich sein. Einer Neufestsetzung der Deckungsvor-
sorge bedarf es zudem bei genehmigten Beförderungen im Anwendungsbereich des § 26 
Absatz 1a des Atomgesetzes. Im Regelfall wird es sich in diesen Fällen um Beförderungen 
von Kernbrennstoffen handeln, für die gegenwärtig rund 40 gültige Genehmigungen erteilt 
sind, bei denen die Deckungsvorsorge durch Versicherung erbracht wird. Zwar können 
auch genehmigte Beförderungen von Kernmaterialien oder radioaktiver Stoffe im Anwen-
dungsbereich des § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes von einer Neufestsetzung der De-
ckungsvorsorge betroffen sein, bei denen es sich nicht um Kernbrennstoffe handelt. Da es 
sich hierbei jedoch um Einzelfälle handelt, ist der insoweit entstehende Erfüllungsaufwand 
vernachlässigbar.

Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft wird somit bedingt durch die Neufestsetzung der 
Deckungsvorsorge bei rund 75 Genehmigungen, bei denen die Deckungsvorsorge durch 
Versicherung erbracht wird. Neben der neu festgesetzten höheren Deckungssumme könn-
ten für die Beurteilung des versicherten Risikos weitere fallspezifische Faktoren eine Rolle 
spielen (etwa die Gegebenheiten der Beförderungen oder des Standorts der Kernanlage). 
Die Informationen hierzu dürften für den Genehmigungsinhaber aus vorhandenen Unterla-
gen – etwa dem vorangegangenen Genehmigungsverfahren – relativ einfach zu beschaffen 
und aufzubereiten sein. Der größte Zeitaufwand dürfte auf Gespräche mit dem Versiche-
rungsgeber (etwa Erläuterung geänderter Versicherungsbedingungen) und die Prüfung der 
Versicherungspolice durch den Genehmigungsinhaber entfallen.

Auf dieser Grundlage ergibt sich pro Fall bzw. insgesamt folgender Aufwand für die Geneh-
migungsinhaber.

Tätigkeit Zeitaufwand 
pro Fall (in 
Min.)

Lohnersatz pro 
Stunden (in 
Euro)

Berechnung Personalauf-
wand insgesamt 
(in Euro)

  

 

 

 

 

 

  

 

 

 Laufende Kosten pro Fall

 
   

 
 Beschaffung und Auf- 90 57,20 90/60 x 57,20 =

bereitung von Daten 85,80

 
 

 

   
 

 Datenübermittlung 120 57,20 120/60 x 57,20 =
und Besprechung mit 114,40
Versicherungsgeber

 
   

 
 Prüfung der Versi- 180 57,20 180/60 x 57,20 =

cherungspolice 171,60
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Rückfragen an Versi-
cherungsgeber, wei-
terer Austausch von 
Informationen

120 57,20 120/60 x 57,20 = 
114,40

  

 

  
 

 

 
  

 
 Übermittlung Nach-

weis an Behörde
10 57,20 10/60 x 57,20 = 

9,50

   Summe (Personalaufwand in Euro pro Fall) 495,70

  Summe (Personalaufwand in Euro insgesamt) 37 177,50

 

 

  

2. Ausschluss von Kernanlagen aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkom-
mens

Für die Wirtschaft ist ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 4600 Euro möglich, 
soweit Kernanlageninhaber den Ausschluss von Kernanlagen in fortgeschrittener Stillle-
gung aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens beantragen. Auf Grund 
der Übernahme der Mindestdeckungssummen des Protokolls von 2004 zur Änderung des 
Pariser Übereinkommens in nationales Recht darf die Deckungssumme für eine Kernan-
lage in Stilllegung nicht weniger als 70 Millionen Euro betragen. Eine Unterschreitung dieser 
Mindestgrenze ist nur zulässig, wenn auf Antrag des Kernanlageninhabers nach behördli-
cher Prüfung eine Kernanlage in Stilllegung aus dem Anwendungsbereich des Pariser 
Übereinkommens ausgenommen wird. Bundesweit gibt es gegenwärtig rund 40 Kernanla-
gen in Stilllegung. Nur in Einzelfällen handelt es sich hierbei nicht um Reaktoren in Stillle-
gung. Ein Erfüllungsaufwand durch einen Antrag auf Grund von § 12a entsteht in erster 
Linie für Reaktoren in Stilllegung, soweit der Nachweis der Deckungsvorsorge durch Versi-
cherung erbracht wird. In solchen Fällen könnte der Ausschluss aus dem Pariser Überein-
kommen zu einer geringeren Versicherungsprämie führen. Dies betrifft vornehmlich die ge-
genwärtig 18 Leistungsreaktoren in Stilllegung, zu denen auf Grund von § 7 Absatz 1a des 
Atomgesetzes sechs weitere Leistungsreaktoren bis spätestens 31. Dezember 2022 hinzu-
kommen werden. Für Forschungs- und Unterrichtsreaktoren in Stilllegung, für die der Bund 
oder die Länder Freistellungsverpflichtungen übernommen haben, dürfte – mangels ein-
sparbarer Versicherungsprämie – demgegenüber eher ein geringer Anreiz bestehen, den 
Ausschluss aus dem Pariser Übereinkommen zu beantragen. Somit kommen für einen An-
trag auf Grund von § 12a über einen Zeitraum von 20 Jahren 24 Leistungsreaktoren in 
Stilllegung in Betracht (im jährlichen Durchschnitt kommen demnach Anträge für 1,2 Leis-
tungsreaktoren in Stilllegung in Betracht). Da gegenwärtig nur in Einzelfällen andere Kern-
anlagen als Reaktoren in Stilllegung sind, ist der insoweit entstehende Erfüllungsaufwand 
vernachlässigbar.

Für den Ausschluss einer Kernanlage in fortgeschrittener Stilllegung aus dem Anwendungs-
bereich des Pariser Übereinkommens muss der Antragsteller in einem Verwaltungsverfah-
ren durch geeignete Unterlagen nachweisen, dass die Voraussetzungen für einen Aus-
schluss der Kernanlage auf Grund von § 12a erfüllt sind. Neben einer Beschreibung des 
Aktivitätsinventars der Kernanlage müssen die Unterlagen eine Beschreibung und Bewer-
tung unter anderem folgender Sachverhalte enthalten: alle relevanten Geschehensabläufe 
einschließlich von Notfällen, die zu einer möglichen Freisetzung von Radionukliden führen 
können, die unterstellten Umgebungsbedingungen, die Ausbreitungspfade möglicherweise 
freigesetzter Radionuklide in die Umwelt, die zu betrachtenden Expositionspfade, die der 
Bestimmung der Strahlungsexpositionen zu Grunde zu legende Dosimetrie sowie die Ge-
gebenheiten des Standorts und die Verhaltensgewohnheiten der repräsentativen Person 
der Bevölkerung, deren jährlich effektive Dosis ermittelt wird. In einer Vielzahl von Fällen 
dürften Informationen hierzu aus bereits vorhandenen Unterlagen (zum Beispiel einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung) für die Nachweisführung verwendbar sein, wodurch sich der 
Zeitaufwand für die Aufbereitung der Unterlagen für die Nachweisführung entsprechend 
verringert.
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Auf dieser Grundlage ergibt sich pro Fall bzw. folgender jährlicher Erfüllungsaufwand für 
die Antragsteller.

Tätigkeit Zeitaufwand 
pro Fall (in 
Min.)

Lohnersatz pro 
Stunden (in 
Euro)

Berechnung Personalaufwand 
(in Euro)

  

 

 

  

 
 

 Laufende Kosten pro Fall

 

  
 

 Beschaffung von Da-
ten und Informatio-
nen

900 57,20 900/60 x 57,20 = 
858

 

  
 

 Durchführung erfor-
derlicher Berechnun-
gen

1350 57,20 1350/60 x 57,20 
= 1287

 

  
 

 Aufbereitung der Da-
ten und Informatio-
nen

1800 57,20 1800/60 x 57,20 
= 1716

  
  

 
 Übermittlung des An-

trags an Behörde
10 57,20 10/60 x 57,20 = 

9,50

   Summe (Personalaufwand in Euro pro Fall) 3870,50

   Summe (Personalaufwand in Euro pro Jahr) 4644,60

 

 

 

 

 

 

 

3. „One in, one out“-Regelung/Betroffenheit von KMU

Der Verordnungsentwurf begründet keinen Anwendungsfall der „One in, one out“-Regelung 
für neue Regelungsvorhaben der Bundesregierung, soweit laufender Erfüllungsaufwand 
der Wirtschaft anfällt. Dieser entsteht durch die 1:1-Übernahme der Mindestdeckungssum-
men in nationales Recht gemeinsam mit einer gefahrabhängigen Staffelung der Regelde-
ckungssummen für Kernanlagen und für Beförderungen von Kernmaterialien gemäß der 
völkerrechtlichen Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland aus dem Protokoll von 
2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens.

Die Belange mittelständischer Unternehmen in der Gesetzesfolgenabschätzung wurden mit 
Hilfe des Leitfadens der Bundesregierung geprüft. Kernanlagen werden nicht von kleinen 
oder mittleren Unternehmen (KMU) betrieben. Auch bei der Beförderung von Kernmateria-
lien ist eine KMU-Relevanz nicht wahrscheinlich. Eine Betroffenheit von KMU besteht daher 
nicht.

Verwaltung des Bundes und der Länder

Der Verordnungsentwurf berührt atomrechtliche Vollzugsaufgaben, die auf Grund der Vor-
schriften des Atomgesetzes über die Zuständigkeiten der Verwaltungsbehörden (vgl. §§ 22 
ff. des Atomgesetzes) in Bundeseigenverwaltung (z.B. § 23d des Atomgesetzes) oder durch 
die Länder im Auftrag des Bundes (vgl. § 24 Absatz 1 Satz 1 des Atomgesetzes) ausgeführt 
werden. Durch den Verordnungsentwurf entsteht mithin Erfüllungsaufwand für die Verwal-
tung des Bundes und für die Verwaltung der Länder.

Bund

Für die Verwaltung des Bundes ist ein Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 4300 Euro 
möglich, soweit aufgrund der Änderungen der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verord-
nung für eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung genehmigte Tätigkeit eine Neufestsetzung
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der Deckungsvorsorge erforderlich werden sollte. Durch die Übernahme der durch das Pro-
tokoll von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens vorgeschriebenen Mindestde-
ckungssummen in nationales Recht gemeinsam mit einer gefahrabhängigen Staffelung der 
Regeldeckungssummen für Beförderungen von Kernmaterialien wird eine Neufestsetzung 
der Deckungsvorsorge bei genehmigten Beförderungen von Kernmaterialien erforderlich 
sein. Ebenso wird eine Neufestsetzung der Deckungsvorsorge erforderlich sein bei Beför-
derungen, die in den Anwendungsbereich des § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes fallen. Im 
Regelfall wird es sich in diesen Fällen um Beförderungen von Kernbrennstoffen handeln, 
für die das BASE verkehrsträgerunabhängig die zuständige Genehmigungsbehörde ist. Ge-
genwärtig gibt es rund 40 gültige Genehmigungen für die Beförderung von Kernbrennstof-
fen, die das BASE erteilt hat. In Einzelfällen können auch genehmigte Beförderungen von 
Kernmaterialien oder radioaktiver Stoffe im Anwendungsbereich des § 26 Absatz 1a des 
Atomgesetzes von einer Neufestsetzung der Deckungsvorsorge betroffen sein, bei denen 
es sich nicht um Kernbrennstoffe handelt. Erfolgt in einem solchen Fall die Beförderung 
etwa mit der Eisenbahn, ist das Eisenbahn-Bundesamt die zuständige Genehmigungsbe-
hörde. Da es sich hierbei jedoch um Einzelfälle handelt, ist der insoweit entstehende Erfül-
lungsaufwand vernachlässigbar.

Darüber hinaus kommt durch die Übernahme der durch das Protokoll von 2004 zur Ände-
rung des Pariser Übereinkommens vorgeschriebenen Mindestdeckungssummen in natio-
nales Recht gemeinsam mit einer gefahrabhängigen Staffelung der Regeldeckungssum-
men für Kernanlagen eine Neufestsetzung der Deckungsvorsorge bei verschiedenen ge-
nehmigten Anlagen in Betracht (Kernanlagen in Stilllegung; Unterrichts- und Forschungs-
reaktoren; Fabriken für die Erzeugung oder Bearbeitung von Kernmaterialien; Fabriken zur 
Trennung der Isotope von Kernbrennstoffen; Einrichtungen für die Lagerung von Kernma-
terialien). Für eine Neufestsetzung der Deckungsvorsorge kommen rund 100 Genehmigun-
gen in Betracht. Soweit hiervon Anlagen zur Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle (Ein-
richtungen für die Lagerung für von Kernmaterialien) betroffen sind, ist das BASE die zu-
ständige Genehmigungsbehörde. Dies trifft gegenwärtig auf rund 16 Genehmigungen zu.

Somit kommen in der Zuständigkeit des BASE rund 55 Genehmigungen für eine Neufest-
setzung der Deckungsvorsorge in Betracht. Die Neufestsetzung der Deckungsvorsorge bei 
genehmigten Beförderungen von Kernmaterialien und radioaktiven Stoffen im Anwen-
dungsbereich von § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes sowie bei genehmigten Kernanlagen 
erfolgt gemäß dem Verfahren auf Grund von § 13 Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes. Die 
Behörde hat dem zur Deckungsvorsorge Verpflichteten eine angemessene Frist zu bestim-
men, binnen deren die Deckungsvorsorge nachzuweisen ist. Die Neufestsetzung der De-
ckungsvorsorge als auch die Prüfung des Nachweises der Deckungsvorsorge sind Arbeits-
prozesse geringer Komplexität. Die für die Neufestsetzung der Deckungsvorsorge erforder-
lichen Informationen – die genehmigte Masse der Kernbrennstoffe im Sinne von § 2 Absatz 
1 Satz 2 des Atomgesetzes, die befördert werden, oder mit denen in der Kernanlage um-
gegangen werden darf, und die genehmigte Gesamtaktivität der Beförderung bzw. der 
Kernanlage – sind der Behörde bekannt. Hinzu kommt, dass auch im Übrigen die Behörde 
mit dem Sachverhalt aus der vorausgegangenen rechtlichen Bewertung bereits vertraut ist.

Auf dieser Grundlage ergibt sich pro Fall bzw. insgesamt folgender Aufwand für die Verwal-
tung des Bundes.

Tätigkeit Zeitaufwand Lohnersatz pro Berechnung Personalauf-
pro Fall (in Stunden (in wand insgesamt
Min.) Euro) (in Euro)

  

 

 

 

 

  
 

 

 
 

 

 
 

 

 Laufende Kosten pro Fall

 

  
 

 Beschaffung erfor-
derlicher Daten und 
Informationen

15 38,80 15/60 x 38,80 = 
9,70
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Ermittlung der festzu-
setzenden De-
ckungssumme

45 38,80 45/60 x 38,80 = 
29,10

  

 

  
 

 

 
   

 

 Erstellung des Be-
scheides

45 38,80 45/60 x 38,80 =

29,10

 
 

   
 

 Prüfung Nachweis 15 38,80 15/60 x 38,80 =
Deckungsvorsorge 9,70

   Summe (Personalaufwand in Euro pro Fall) 77,60

  Summe (Personalaufwand in Euro insgesamt) 4268

 

 

 

 

 

Wird die Deckungsvorsorge durch übernommene Freistellungsverpflichtungen des Bundes 
erbracht, führt die Zusicherung einer höheren Freistellung durch den Bund und damit die 
Anpassung bereits ausgereichter Zusicherungen zu einem Erfüllungsaufwand, der jedoch 
im Vergleich zum übrigen Erfüllungsaufwand vernachlässigbar ist. Soweit im Haushaltsge-
setz des Bundes enthaltene Ermächtigungen für die Übernahme von Gewährleistungen im 
Zusammenhang mit der Abdeckung von Haftpflichtrisiken, die sich aus Tätigkeiten im An-
wendungsbereich des Atomgesetzes ergeben, der Höhe nach nicht ausreichen sollten, sind 
entsprechende Anpassungen der Ermächtigungsobergrenzen im Haushaltsgesetz erfor-
derlich. Der hiermit verbundene Aufwand für die mit der Aufstellung des Haushaltsplans 
des Bundes befassten Behörden ist kein Erfüllungsaufwand und im Übrigen unter Berück-
sichtigung des Umfangs der jeweiligen Haushaltspläne vernachlässigbar.

Länder

1. Neufestsetzung der Deckungsvorsorge

Darüber hinaus ist für die Verwaltung der Länder ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe 
von rund 6900 Euro möglich, soweit aufgrund der Änderungen der Atomrechtlichen De-
ckungsvorsorge-Verordnung für eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung genehmigte Tä-
tigkeit eine Neufestsetzung der Deckungsvorsorge erforderlich werden sollte. Eine Neufest-
setzung der Deckungsvorsorge wird bei genehmigten Beförderungen von Kernmaterialien 
und von radioaktiven Stoffen im Anwendungsbereich des § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes 
sowie bei verschiedenen genehmigten Anlagen erforderlich sein (Kernanlagen in Stillle-
gung; Unterrichts- und Forschungsreaktoren; Fabriken für die Erzeugung oder Bearbeitung 
von Kernmaterialien; Fabriken zur Trennung der Isotope von Kernbrennstoffen; Einrichtun-
gen für die Lagerung von Kernmaterialien). Wie in den Darlegungen zum Erfüllungsaufwand 
für den Bund ausgeführt, betrifft die Neufestsetzung der Deckungsvorsorge bei Beförderun-
gen von Kernmaterialien und radioaktiven Stoffen im Anwendungsbereich des § 26 Absatz 
1a des Atomgesetzes im Regelfall Beförderungen von Kernbrennstoffen, für die das BASE 
verkehrsträgerunabhängig die zuständige Genehmigungsbehörde ist. In Einzelfällen kön-
nen auch genehmigte Beförderungen von Kernmaterialien oder radioaktiven Stoffen im An-
wendungsbereich des § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes von einer Neufestsetzung der 
Deckungsvorsorge betroffen sein, für die das BASE nicht die zuständige Genehmigungs-
behörde ist. Handelt es sich in einem solchen Fall etwa um eine Beförderung auf der Straße 
sind die jeweiligen Behörden der Länder zuständig für die Genehmigungserteilung. Da es 
sich hierbei jedoch um Einzelfälle handeln dürfte, ist der insoweit entstehende Erfüllungs-
aufwand vernachlässigbar.

Für verschiedene genehmigte Kernanlagen erfolgt die Neufestsetzung der Deckungsvor-
sorge durch die zuständigen Behörden der Länder. Wie in den Darlegungen zum Erfül-
lungsaufwand für den Bund ausgeführt, kommen für eine Neufestsetzung der Deckungs-
vorsorge bei Kernanlagen bundesweit rund 100 Genehmigungen in Betracht. Hiervon fallen
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16 Genehmigungen in die Zuständigkeit des BASE, womit rund 85 Genehmigungen im Zu-
ständigkeitsbereich der Länder für eine Neufestsetzung der Deckungsvorsorge in Betracht 
kommen. Sowohl die Neufestsetzung der Deckungsvorsorge als auch die Prüfung des 
Nachweises der Deckungsvorsorge sind Arbeitsprozesse geringer Komplexität. Die für die 
Neufestsetzung der Deckungsvorsorge erforderlichen Informationen – die genehmigte 
Masse der Kernbrennstoffe im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes, mit denen 
in der Kernanlage umgegangen werden darf, und die genehmigte Gesamtaktivität der Kern-
anlage bzw. im Falle von Reaktoren deren Höchstleistung – sind der Behörde bekannt. 
Hinzu kommt, dass im Übrigen die Behörde mit dem Sachverhalt aus der vorausgegange-
nen rechtlichen Bewertung bereits vertraut ist.

Auf dieser Grundlage ergibt sich pro Fall bzw. insgesamt folgender Aufwand für die Verwal-
tung der Länder.

Tätigkeit Zeitaufwand 
pro Fall (in 
Min.)

Lohnersatz pro 
Stunden (in 
Euro)

Berechnung Personalauf-
wand insgesamt 
(in Euro)

  

  

 

 

  

 

 

 Laufende Kosten pro Fall

 
 

   
 

 Beschaffung erfor- 15 40,30 15/60 x 40,30 =
derlicher Daten und 10,08
Informationen

 

   
 

 Ermittlung der festzu- 45 40,30 45/60 x 40,30 =
setzenden De-
ckungssumme

30,23

 
   

 

 Erstellung des Be-
scheides

45 40,30 45/60 x 40,30 =

30,23

 
 

   
 

 Prüfung Nachweis 15 40,30 15/60 x 40,30 =
Deckungsvorsorge 10,08

   Summe (Personalaufwand in Euro pro Fall) 80,62

  Summe (Personalaufwand in Euro insgesamt) 6852,70

 

 

 

Wird die Deckungsvorsorge durch übernommene Freistellungsverpflichtungen der Länder 
erbracht, führt die Zusicherung einer höheren Freistellung durch die Länder und damit die 
Anpassung bereits ausgereichter Zusicherungen zu einem Erfüllungsaufwand, der jedoch 
im Vergleich zum übrigen Erfüllungsaufwand vernachlässigbar ist. Soweit in den Haushalts-
gesetzen der Länder enthaltene Ermächtigungen für die Übernahme von Gewährleistungen 
im Zusammenhang mit der Abdeckung von Haftpflichtrisiken, die sich aus Tätigkeiten im 
Anwendungsbereich des Atomgesetzes ergeben, der Höhe nach nicht ausreichen sollten, 
sind entsprechende Anpassungen der Ermächtigungsobergrenzen in den betreffenden 
Haushaltsgesetzen erforderlich. Der hiermit verbundene Aufwand für die mit der Aufstellung 
der Haushaltspläne der Länder befassten Behörden ist kein Erfüllungsaufwand und im Üb-
rigen unter Berücksichtigung des Umfangs der jeweiligen Haushaltspläne vernachlässig-
bar.

2. Ausschluss von Kernanlagen aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkom-
mens

Für die Verwaltung der Länder ist ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 1800 
Euro möglich, soweit Kernanlageninhaber den Ausschluss von Kernanlagen in Stilllegung 
aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens beantragen. Auf Grund der
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Übernahme der Mindestdeckungssummen des Protokolls von 2004 zur Änderung des Pa-
riser Übereinkommens in nationales Recht darf die Deckungsvorsorge für eine Kernanlage 
in Stilllegung nicht weniger als 70 Millionen Euro betragen. Eine Unterschreitung dieser 
Mindestgrenze ist nur zulässig wenn, wenn auf Grund von § 12a eine Kernanlage in Stillle-
gung aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens ausgenommen wird. Wie 
in den Darlegungen zum Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft ausgeführt, kommt über ei-
nen Zeitraum von 20 Jahren für 24 Leistungsreaktoren in Stilllegung ein Antrag nach § 12a 
in Betracht (im jährlichen Durchschnitt kommen demnach Anträge für 1,2 Leistungsreakto-
ren in Stilllegung in Betracht).

Der größte Zeitaufwand im Antragsverfahren nach § 12a entfällt auf die Prüfung anhand 
der eingereichten Antragsunterlagen, ob die Kernanlage in Stilllegung die Voraussetzungen 
für einen Ausschluss aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens erfüllt. 
Hierzu sind entsprechende Berechnungen und Bewertungen des Antragsstellers durch die 
zuständige Behörde zu überprüfen. Soweit es sich hierbei um Berechnungen und Bewer-
tungen handelt, die bereits Gegenstand einer anderen behördlichen Überprüfung (zum Bei-
spiel einer Umweltverträglichkeitsprüfung) sind oder waren, verringert sich für die zustän-
dige Behörde der Zeitaufwand für die Prüfung im Antragsverfahren nach § 12a entspre-
chend. Die Prüfung des Antrags dürfte die Einbeziehung verschiedener Behördenmitarbei-
ter mit technischem und juristischem Sachverstand erfordern, woraus ein zeitlicher Bedarf 
für behördeninternen Austausch erwächst. Ebenso dürften verschiedene Behördenmitar-
beiter bei der Erstellung des abschließenden Bescheides mitwirken, was wiederum zu ei-
nem erhöhten Koordinierungsbedarf führt.

Auf dieser Grundlage ergibt sich pro Fall bzw. folgender jährlicher Erfüllungsaufwand für 
die Verwaltung der Länder.

Tätigkeit Zeitaufwand pro 
Fall (in Min.)

Lohnersatz 
pro Stunden 
(in Euro)

Berechnung Personalauf-
wand insge-
samt (in Euro)

  

 

 

 

 
 

 

 

 

 Laufende Kosten pro Fall

 
   

 
 

 Vollständigkeitsprü- 180 40,30 180/60 x
fung des Antrages 40,30 =

120,90

 
 

   
 

 Fehlende Daten oder 60 40,30 60/60 x 40,30
Informationen einholen = 40,30

 

 

   
 

 Prüfung des Antrags 1200 40,30 1200/60 x
40,30 =806

(Durchführung von Be-
rechnungen/Bewertun-
gen)

 
   

 
 Behördeninterne Be- 180 40,30 180/60 x40,30

sprechungen = 120,90

 
   

 
 Erstellung des Be- 600 40,30 600/60 x

scheids 40,30 = 403

   Summe (Personalaufwand in Euro pro Fall) 1491,10

  Summe (Personalaufwand in Euro pro Jahr) 1789,32
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Kommunen 

Erfüllungsaufwand für die öffentliche Verwaltung der Kommunen ist mangels Vollzugsauf-
wand nicht gegeben. 

4. Weitere Kosten

Die neuen Mindestdeckungssummen und die gefahrabhängige Staffelung der Regelde-
ckungssummen für Kernanlagen und Beförderungen von Kernmaterialien führen im Ver-
gleich zu der bisherigen Rechtslage in verschiedenen Fällen zu einer Erhöhung der ver-
pflichtenden Deckungssummen. Durch eine hierdurch möglicherweise verursachte Anhe-
bung von Versicherungsprämien könnten für Kernanlageninhaber und Beförderer von Kern-
materialien weitere Kosten entstehen. Hiervon betroffen sind rund 75 Genehmigungen, bei 
denen die Deckungsvorsorge durch Versicherung erbracht wird. Hiervon entfallen rund 35 
Genehmigungen auf Kernanlagen und rund 40 Genehmigungen auf die Beförderung von 
Kernmaterialien und radioaktiven Stoffen im Anwendungsbereich von § 26 Absatz 1a des 
Atomgesetzes. So haben z.B. brennelementfreie Leistungsreaktoren in Stilllegung, deren 
Regeldeckungssumme gegenwärtig nicht höher als 15 Millionen Euro liegt, im Anwen-
dungsbereich des Pariser Übereinkommens künftig eine Deckungsvorsorge in Höhe von 
mindestens 70 Millionen Euro zu erbringen. Bei Beförderungen von Kernmaterialien beträgt 
im Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens die Untergrenze für die Deckungs-
vorsoge künftig 80 Millionen Euro und liegt damit über der nach jetzigem Recht für Beför-
derungen vorgesehenen Höchstgrenze in Höhe von 70 Millionen Euro. Da dem Verord-
nungsgeber zur Kalkulation der Höhe von Versicherungsprämien im Nuklearbereich keine 
gesicherten Erkenntnisse vorliegen, sind insoweit entstehende Mehrkosten bei den Versi-
cherungsprämien nicht bezifferbar. Sollte die BGZ Gesellschaft für Zwischenlagerung mbH, 
deren Anteilseignerin der Bund ist, höhere Versicherungsprämien zu entrichten haben, er-
stattet der Fonds zur Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung dem Bund die hiermit 
verbundenen Mehrkosten. Darüber hinaus entsteht mittelbar auch den Versicherungsge-
bern ein Aufwand im Zusammenhang mit der Erhöhung der verpflichtenden Deckungssum-
men. Im Gegensatz zu den Genehmigungsinhabern resultiert für diese keine unmittelbare 
Verpflichtung aus der Vorgabe, sie unterliegen auch keinem Kontrahierungszwang. Im Ein-
zelfall dürften einmalig weitere Kosten für die Besprechung und Abstimmung mit den Ver-
sicherungsnehmern anfallen. Jedoch sind diese geringfügig (unter 1000 Euro im Einzelfall), 
zumal eine möglicherweise verursachte Anhebung von Versicherungsprämien die Ertrags-
seite der Versicherungsgeber stärkt.

Ist die Deckungsvorsorge auf Grund von § 20 des Verordnungsentwurfs i.V.m. § 13 Absatz 
1 Satz 2 des Atomgesetzes neu festzusetzen, da eine genehmigte Tätigkeit nach Inkraft-
treten des Verordnungsentwurfs nicht mehr den Anforderungen der Atomrechtlichen De-
ckungsvorsorge-Verordnung entspricht, fallen Gebühren an auf Grund von § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 Kostenverordnung zum Atomgesetz und zum Strahlenschutzgesetz. Der 
Gebührenrahmen hierfür beträgt 25 bis 10 000 Euro.

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten 

5. Weitere Gesetzesfolgen 

Der Verordnungsentwurf hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Männern und 
Frauen.

VII. Befristung; Evaluierung

Der Verordnungsentwurf dient der Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen der Bundes-
republik Deutschland auf dem Gebiet des Atomhaftungsrechts. Eine Befristung oder Eva-
luation kommt daher nicht in Betracht.
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis) 

Das Inhaltsverzeichnis wird berichtigt und an die Änderungen der Verordnung angepasst. 

Zu Nummer 2 (§ 3)

Die Änderung ist Folge der nunmehr einheitlichen Verwendung des Begriffs Inland im Atom-
gesetz (siehe auch Ausführungen in BT-Drucks. 16/9077 zu Art. 1 Nr. 9 Buchstabe b Dop-
pelbuchstabe aa). Entsprechend hierzu wird die Begrifflichkeit „außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Atomgesetzes“ durch den Begriff „Ausland“ ersetzt. Von dem Begriff „Ausland“ 
nicht umfasst sind Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Darüber hinaus werden einige 
wenige redaktionelle Klarstellungen vorgenommen.

Zu Nummer 3 (§ 4)

Zu Buchstabe a

Die Neufassung des Absatzes 1 ergibt sich aus der Notwendigkeit, die bisherige Nummer 
2 ersatzlos zu streichen, da Schäden durch sonstige Strahlenquellen innerhalb einer Kern-
anlage vom Begriff des nuklearen Schadens und damit auch vom Begriff des nuklearen 
Ereignisses erfasst sind.

Zu Buchstabe b 

Es wird auf die Ausführungen zu Nummer 2 verwiesen. 

Zu Nummer 4 (§ 6)

Die Änderung erfolgt, um die veraltete Bezeichnung „vom Hundert“ durch das zeitgemäße 
Wort „Prozent“ zu ersetzen.

Zu Nummer 5 (§ 7) 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung ist Folge der Neueinfügung des Absatzes 2. 

Zu Buchstabe b

Der neue Absatz 2 ist Folge der Übernahme der Mindestdeckungssummen des Protokolls 
von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens in nationales Recht. Im Anwendungs-
bereich des Pariser Übereinkommens darf im Fall der Beförderung von Kernmaterialien (§ 
8a Absatz 1) die Höhe der Deckungsvorsorge nicht weniger als 80 Millionen Euro betragen, 
im Fall von Kernanlagen (§§ 9 Absatz 1, 11 Absatz 1 und 2 sowie 12 Absatz 1) nicht weniger 
als 70 Millionen Euro. Eine Ermäßigung von Regeldeckungssummen im Anwendungsbe-
reich von §§ 8a Absatz 1, 9 Absatz 1, 11 Absatz 1 und 2 sowie 12 Absatz 1 darf nur unter 
Beachtung dieser Mindestgrenzen erfolgen. Dies stellt § 16 Absatz 1 ausdrücklich klar.

Zudem regelt Absatz 2 Deckungshöchstbeträge für Beförderungen von Kernmaterialien (§ 
8a), für Beförderungen radioaktiver Stoffe, auf die § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes an-
wendbar ist (§ 8b), für Reaktoren (§ 9 Absatz 1), für Kernanlagen, die keine Reaktoren sind 
(§ 11 Absatz 1 und 2), und für Kernanlagen in Stilllegung (§ 12). Eine Erhöhung von Regel-
deckungssummen darf nur unter Beachtung dieser Höchstgrenzen erfolgen. Dies stellt § 
16 Absatz 1 ausdrücklich klar.
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Zu Nummer 6 (§ 8) 

Buchstabe a

Die Änderungen in Absatz 3 stellen klar, dass der Anwendungsbereich der Vorschrift nun-
mehr auf solche Landessammelstellen und sonstige Einrichtungen zur Beseitigung radio-
aktiver Abfälle beschränkt ist, bei denen es sich nicht um Kernanlagen im Sinne der Be-
griffsbestimmung des Pariser Übereinkommens handelt. In diesen Fällen ist mangels An-
wendung des Pariser Übereinkommens Absatz 3 als Auffangtatbestand einschlägig. Findet 
demgegenüber das Pariser Übereinkommen Anwendung, da eine Landessammelstelle o-
der eine sonstige Einrichtung zur Beseitigung radioaktiver Abfälle die Begriffsbestimmung 
der Kernanlage im Sinne des Pariser Übereinkommens erfüllt, bestimmt sich die Festset-
zung der Höhe der Deckungsvorsorge nach § 11. Wird in einer sonstigen zur Beseitigung 
radioaktiver Abfälle zugelassenen Einrichtung mit radioaktiven Abfällen umgegangen, die 
aus einer Anlage im Sinne des § 7 des Atomgesetzes stammen, erfüllt die Einrichtung die 
Begriffsbestimmung der Kernanlage im Sinne des Pariser Übereinkommens, soweit sie 
eine Anlage zur Entsorgung von Kernmaterialien ist.

Zu Buchstabe b

Der bisherige Absatz 5 entfällt ersatzlos, da aufgrund der Neuregelungen kein Anwen-
dungsbereich verbleibt. Lagerungen bestrahlter Kernbrennstoffe im Sinne des Atomgeset-
zes fallen in den Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens. Einrichtungen, in de-
nen bestrahlte Kernbrennstoffe im Sinne des Atomgesetzes gelagert werden, sind Einrich-
tungen zur Lagerung von Kernmaterialien und mithin Kernanlagen im Sinne des Pariser 
Übereinkommens. Die Bemessung der Höhe der Deckungsvorsorge für Einrichtungen zur 
Lagerung von Kernmaterialien bestimmt sich nach § 11, es sei denn, die Deckungsvorsorge 
der betreffenden Anlage ist in die zu ermittelnde Deckungsvorsorge einer anderen Kernan-
lage eingeschlossen (§§ 9 Absätze 2 und 3, 11 Absatz 3). Beförderungen bestrahlter Kern-
brennstoffe im Sinne des Atomgesetzes fallen entweder in den Anwendungsbereich des 
Pariser Übereinkommens (bestrahlte Kernbrennstoffe im Sinne des Atomgesetzes sind 
Kernmaterialien im Sinne der Begriffsbestimmung des Pariser Übereinkommens). Oder Be-
förderungen bestrahlter Kernbrennstoffe im Sinne des Atomgesetzes sind Beförderungen 
radioaktiver Stoffe, auf die § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes anwendbar ist. Im erstge-
nannten Fall bestimmt sich die Bemessung der Höhe der Deckungsvorsorge nach § 8a 
Absatz 1, im letztgenannten Fall nach § 8b.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des bisherigen Absatzes 5. Hier-
durch wird der bisherige Absatz 6 zum neuen Absatz 5.

Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des bisherigen Absatzes 5. Infolge-
dessen entfällt der Anwendungsbereich des bisherigen Absatzes 7.

Zu Nummer 7

Zu § 8a (Beförderung von Kernmaterialien)

Der neue § 8a passt in Absatz 1 die Festsetzung der Höhe der Deckungsvorsorge für die 
Beförderung von Kernmaterialien an die Anforderungen des geänderten Artikels 10 Absatz 
a und b des Pariser Übereinkommens an. Die Deckungssumme für eine Beförderung von 
Kernmaterialien darf nicht weniger als 80 Millionen Euro betragen. Hierbei handelt es sich 
um eine Mindestdeckungssumme, auf welche sich die Vertragsstaaten des Pariser Über-
einkommens mit dem Ziel der internationalen Harmonisierung und Verbesserung des haf-
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tungsrechtlichen Schutzes geeinigt haben. Die völkerrechtliche Mindestgrenze darf in kei-
nem Fall unterschritten werden. Das bedeutet, dass für eine Beförderung von Kernmateri-
alien die Deckungsvorsorge selbst dann 80 Millionen Euro zu betragen hat, wenn in Anbe-
tracht ihres Gefahrenpotenzials eine niedrigere Deckungsvorsorge als 80 Millionen Euro 
geboten ist. Eine Ermäßigung einer Regeldeckungssumme im Anwendungsbereich von Ab-
satz 1 darf demzufolge nur unter Beachtung dieser Mindestgrenze erfolgen. § 16 Absatz 1 
stellt dies ausdrücklich klar. Ausgehend von der Mindestsumme in Höhe von 80 Millionen 
Euro schreibt Absatz 1 in Abhängigkeit des Gefahrenpotenzials der beförderten Kernmate-
rialien typisierend Regeldeckungssummen aufgrund der Anlagen 3 und 4 vor. Hieraus 
ergibt sich eine gefahrabhängige Staffelung der Regeldeckungssummen, womit der völker-
rechtlichen Verpflichtung Rechnung getragen wird, für Anlagen und Tätigkeiten, bei denen 
sich die Haftung nach dem Pariser Übereinkommen bestimmt, eine Deckungsvorsorge in 
Abhängigkeit des Gefahrenpotenzials unter Berücksichtigung der vorgeschriebenen Min-
destdeckungssummen vorzusehen. Darüber hinaus darf die Deckungssumme den Betrag 
von 125 Millionen Euro nicht überschreiten. Eine Erhöhung einer Regeldeckungssumme im 
Anwendungsbereich von Absatz 1 darf demzufolge – wie in § 16 Absatz 1 ausdrücklich 
klargestellt – nur unter Beachtung dieser Höchstgrenze erfolgen.

Darüber hinaus übernimmt der neue § 8a in Absatz 2 die Entscheidung des Direktionsaus-
schusses vom 3. November 2016 über den Ausschluss kleiner Mengen von Kernmaterialien 
außerhalb einer Kernanlage von der Anwendung des Übereinkommens vom 29. Juli 1960 
über die Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie in der geänderten 
Fassung in nationales Recht. Absatz 2 tritt an die Stelle der bisherigen Anlage 2 zum Atom-
gesetz, die mit dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 29. August 2008 zur Änderung haf-
tungsrechtlicher Vorschriften des Atomgesetzes und zur Änderung sonstiger Rechtsvor-
schriften aufgehoben wird. Für Kernmaterialien, die auf Grund von Absatz 2 vom Anwen-
dungsbereich des Pariser Übereinkommens ausgenommen sind, bestimmt sich die Haftung 
nach § 26 des Atomgesetzes und nicht nach dem Pariser Übereinkommen. Die Mindestde-
ckungssummen des Protokolls von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens gel-
ten demzufolge nicht. Werden solche Kernmaterialien befördert, darf die Deckungsvorsorge 
folglich weniger als 80 Millionen Euro betragen. In diesem Fall bestimmt sich die Deckungs-
vorsorge nicht nach Absatz 1. Für die Bestimmung der Deckungsvorsorge findet § 8 Absatz 
4 und 5 Anwendung.

Im Anwendungsbereich von Absatz 1 sind für die Festsetzung der Höhe der Deckungsvor-
sorge zwei Merkmale maßgeblich. Dies ist zum einen die genehmigte Masse der beförder-
ten Kernbrennstoffe im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes. Zum anderen ist 
dies die genehmigte Gesamtaktivität im Verlaufe der Beförderung. Hieran anknüpfend be-
trägt für die Beförderung von Kernmaterialien die Regeldeckungssumme 80 Millionen Euro, 
wenn Kernbrennstoffe im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes mit einer ge-
nehmigten Masse von nicht mehr als 250 Kilogramm befördert werden, und die genehmigte 
Gesamtaktivität der Beförderung das 1012fache der Freigrenzen nach Anlage 4 Tabelle 1 
Spalte 2 der Strahlenschutzverordnung nicht überschreitet. Liegt die genehmigte Masse 
der Kernbrennstoffe im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes höher als 250 
Kilogramm, erhöht sich die Regeldeckungssumme um einen Erhöhungsbetrag nach Maß-
gabe von Anlage 3. Überschreitet die genehmigte Gesamtaktivität der Beförderung das 
1012fache der Freigrenzen nach Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 2 der Strahlenschutzverordnung, 
erhöht sich die Regeldeckungssumme um einen Erhöhungsbetrag nach Maßgabe von An-
lage 4. Kommt eine Erhöhung in Betracht, so sind die Erhöhungsbeträge nach Anlage 3 
und Anlage 4 getrennt zu ermitteln und sodann – einmalig – mit dem Betrag in Höhe von 
80 Millionen Euro zu einer einheitlichen Regeldeckungssumme zusammenzurechnen.

Absatz 2 setzt die in der Entscheidung geregelten Voraussetzungen um, auf deren Grund-
lage kleine Mengen von Kernmaterialien außerhalb einer Kernanlage vom Anwendungsbe-
reich des Pariser Übereinkommens ausgenommen sind. Der Direktionsausschuss hat das 
Ausmaß der Gefahren der in der Entscheidung in Bezug genommenen kleinen Mengen von
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Kernmaterialien außerhalb von Kernanlagen unter Beachtung der dort geregelten Voraus-
setzungen für so gering erachtet, dass insoweit ein Ausschluss vom Anwendungsbereich 
des Pariser Übereinkommens gerechtfertigt ist. Zunächst darf die Sendung (d.h. ein einzel-
nes Versandstück, mehrere Versandstücke oder eine Ladung von Kernmaterialien, die ein 
Absender zur Beförderung aufgibt) nicht die höchstzulässigen Aktivitätswerte überschrei-
ten, die in Teil A der Anlage 5 festgelegt sind. Eine Sendung, die spaltbare Stoffe enthält, 
muss darüber hinaus die weitergehenden Anforderungen in Teil B der Anlage 5 erfüllen. 
Voraussetzung für den Ausschluss von der Anwendung des Pariser Übereinkommens ist 
weiterhin, dass die Kernmaterialien unter Beachtung der für den jeweiligen Verkehrsträger 
geltenden Rechtsvorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter befördert werden. 
Hierbei handelt es sich um die verkehrsträgerspezifischen Rechtsvorschriften zur Beförde-
rung gefährlicher Güter (z.B. das Europäische Übereinkommen über die internationale Be-
förderung gefährlicher Güter auf der Straße, die Regelung zur Ordnung für die internatio-
nale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter, das Europäische Übereinkommen über die 
internationale Beförderung gefährlicher Güter auf Binnenwasserstraßen, das Europäische 
Übereinkommen über die Beförderung gefährlicher Güter auf dem Rhein, die Bestimmun-
gen für die Beförderung von gefährlichen Gütern auf der Donau, der Internationale Code 
für die Beförderung gefährlicher Güter mit Seeschiffen oder die Technische Anweisungen 
für die sichere Beförderung gefährlicher Güter im Luftverkehr).

Absatz 3 regelt die Bemessung der Höhe der Deckungsvorsorge für die Beförderung von 
Kernmaterialien, die auf Grund von Absatz 2 von der Anwendung des Pariser Übereinkom-
mens ausgenommen sind. Für die Beförderung solcher Kernmaterialien gelten die Vor-
schriften über die Bemessung der Deckungsvorsorge für die Beförderung radioaktiver 
Stoffe, die Deckungsvorsorge in der bisherigen Größenordnung besteht demzufolge fort.

Zu § 8b (Deckung bei Schäden gemäß § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes)

Der neue § 8b regelt die Festsetzung der Höhe der Deckungsvorsorge für Beförderungen 
radioaktiver Stoffe, auf die § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes anwendbar ist. § 26 Absatz 
1a des Atomgesetzes betrifft Beförderungen radioaktiver Stoffe über deutsches Gebiet, die 
bei Anwendung des Pariser Übereinkommens oder des Wiener Übereinkommens in Ver-
bindung mit dem Gemeinsamen Protokoll unter die Begriffsbestimmungen der Kernbrenn-
stoffe sowie radioaktive Erzeugnisse und Abfälle dieser Übereinkommen fielen (vor allem 
Beförderungen, bei denen weder der Ausgangsstaat noch der Zielstaat der Beförderung 
Vertragsstaaten des Pariser Übereinkommens oder des Wiener Übereinkommens sind). 
Das Gesetz zur Änderung haftungsrechtlicher Vorschriften des Atomgesetzes und zur Än-
derung sonstiger Rechtsvorschriften vom 29. August 2008 (BGBl. I S. 1793) hat das Ge-
fahrenpotenzial solcher Beförderungen dem Gefahrenpotenzial der im Pariser Übereinkom-
men und im Wiener Übereinkommen geregelten Beförderungen gleichgestellt (siehe Aus-
führungen in BT-Drucks. 16/9077 zu Artikel 1 Nummer 7). Folglich sind für die Festsetzung 
der Deckungsvorsorge für Beförderungen radioaktiver Stoffe im Anwendungsbereich von § 
26 Absatz 1a des Atomgesetzes diejenigen Regelungen anwendbar, die für die Festset-
zung der Deckungsvorsorge für Beförderungen von Kernmaterialien gelten. Da Beförderun-
gen, auf die § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes anwendbar ist, nicht dem Anwendungsbe-
reich des Pariser Übereinkommens unterfallen, gelten die für die Beförderung im Anwen-
dungsbereich des Protokolls von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens vorge-
schriebenen Mindestdeckungssummen nicht. Der Verwaltung ist es demnach gestattet, im 
Einzelfall eine Deckungssumme von weniger als 80 Millionen Euro festzusetzen, wenn eine 
höhere Regeldeckungssumme im Verhältnis zum Gefahrenpotenzial der jeweiligen Beför-
derung unangemessen wäre.
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Zu Nummer 8 (§ 9) 

Zu Buchstabe a

Die Neufassung des Absatzes 1 passt die Festsetzung der Höhe der Deckungsvorsorge für 
Reaktoren an die Anforderungen des geänderten Artikels 10 Absatz a und b des Pariser 
Übereinkommens an. Gemäß dem Pariser Übereinkommen sind Reaktoren Kernanlagen. 
Die Deckungssumme für einen Reaktor darf demzufolge – wie für alle anderen Kernanlagen 
– nicht weniger als 70 Millionen Euro betragen. Eine Ermäßigung einer Regeldeckungs-
summe im Anwendungsbereich von Absatz 1 darf nur unter Beachtung dieser Mindest-
grenze erfolgen. § 16 Absatz 1 stellt dies ausdrücklich klar. Ausgehend von der Mindest-
summe in Höhe von 70 Millionen Euro schreibt Absatz 1 – wie bei der bisherigen Regelung 
auch – in Abhängigkeit des Gefahrenpotenzials der Reaktoren typisierend Regeldeckungs-
summen vor.

Der bisherige Absatz 1 Satz 4 wird ersatzlos gestrichen. Da die Deckungssumme für Re-
aktoren nicht weniger als 70 Millionen Euro betragen darf, bedarf es nicht länger der Son-
derregelung für Reaktoren, die zur Anwendung ionisierender Strahlung in der Heilkunde 
genutzt werden.

Zu Buchstabe b

Die Änderung ist Folge des neu formulierten § 2 Absatz 4 des Atomgesetzes (siehe Aus-
führungen in BT-Drucks. 16/9077 zu Artikel 1 Nummer 1).

Zu Buchstabe c

Zum einen berichtigt die Änderung einen Verweisungsfehler. Zum anderen ist sie Folge des 
neu formulierten § 2 Absatz 4 des Atomgesetzes (siehe Ausführungen in BT-Drucks. 
16/9077 zu Artikel 1 Nummer 1).

Zu Nummer 9

Zu § 11 (Sonstige Kernanlagen)

Die Neufassung des § 11 regelt die Festsetzung der Höhe der Deckungsvorsorge für alle 
Kernanlagen, die nicht Reaktoren sind. Der Anwendungsbereich der Vorschrift ist somit 
erheblich weiter gefasst als bisher. Der bisherige Anwendungsbereich von § 11 be-
schränkte sich auf Anlagen zur Erzeugung oder zur Bearbeitung oder Verarbeitung von 
Kernbrennstoffen. Künftig gilt § 11 für alle Kernanlagen, für die keine Sonderregelungen 
bestehen (zum Beispiel Fabriken für die Erzeugung oder Bearbeitung von Kernmaterialien, 
Fabriken zur Trennung der Isotope von Kernbrennstoffen, Einrichtungen für die Lagerung 
von Kernmaterialien, Anlagen zur Entsorgung von Kernmaterialien). Für solche Kernanla-
gen passen Absatz 1 und 2 die Bemessung der Deckungssumme an die Anforderungen 
des geänderten Artikels 10 Absatz a und b des Pariser Übereinkommens an. Die Deckungs-
summe für eine Kernanlage darf nicht weniger als 70 Millionen Euro betragen. Hierbei han-
delt es sich um eine Mindestdeckungssumme, auf welche sich die Vertragsstaaten des Pa-
riser Übereinkommens mit dem Ziel der internationalen Harmonisierung und Verbesserung 
des haftungsrechtlichen Schutzes geeinigt haben. Die völkerrechtliche Mindestgrenze darf 
in keinem Fall unterschritten werden. Das bedeutet, dass für Kernanlagen die Deckungs-
vorsorge selbst dann 70 Millionen Euro zu betragen hat, wenn in Anbetracht ihres Gefah-
renpotenzials eine niedrigere Deckungsvorsorge als 70 Millionen Euro geboten ist. Eine 
Ermäßigung einer Regeldeckungssumme im Anwendungsbereich von Absatz 1 darf dem-
zufolge nur unter Beachtung dieser Mindestgrenze erfolgen. § 16 Absatz 1 stellt dies aus-
drücklich klar. Ausgehend von der Mindestsumme in Höhe von 70 Millionen Euro schreiben 
Absatz 1 und 2 in Abhängigkeit des Gefahrenpotenzials der Kernanlagen typisierend Re-
geldeckungssummen aufgrund der Anlagen 3 und 4 vor. Hieraus ergibt sich eine gefahrab-
hängige Staffelung der Regeldeckungssummen, womit der völkerrechtlichen Verpflichtung
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Rechnung getragen wird, für Anlagen und Tätigkeiten, bei denen sich die Haftung nach 
dem Pariser Übereinkommen bestimmt, eine Deckungsvorsorge in Abhängigkeit des Ge-
fahrenpotenzials unter Berücksichtigung der vorgeschriebenen Mindestdeckungssummen 
vorzusehen. Darüber hinaus darf die Deckungssumme den Betrag von 500 Millionen Euro 
nicht überschreiten, im Fall der Lagerung bestrahlter Kernbrennstoffe aus Anlagen zur Spal-
tung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität darf die Deckungs-
summe den Betrag von 700 Millionen Euro nicht überschreiten. Eine Erhöhung einer Re-
geldeckungssumme im Anwendungsbereich von Absatz 1 darf demzufolge – wie in § 16 
Absatz 1 ausdrücklich klargestellt – nur unter Beachtung dieser Höchstgrenzen erfolgen.

Für die Festsetzung der Höhe der Deckungsvorsorge von Kernanlagen, die nicht Reaktoren 
sind, sind – wie im Fall der Beförderung von Kernmaterialien (§ 8a Absatz 1) – zwei Merk-
male maßgeblich. Dies ist zum einen die genehmigte Masse der Kernbrennstoffe im Sinne 
von § 2 Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes, mit denen in der Kernanlage umgegangen 
werden darf. Zum anderen ist dies die genehmigte Gesamtaktivität der Kernanlage. Hieran 
anknüpfend beträgt für eine sonstige Kernanlage die Regeldeckungssumme 70 Millionen 
Euro, wenn in der Kernanlage mit Kernbrennstoffen im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 des 
Atomgesetzes von nicht mehr als 250 Kilogramm umgegangen werden darf, und die ge-
nehmigte Gesamtaktivität der Anlage das 1012fache der Freigrenzen nach Anlage 4 Tabelle 
1 Spalte 2 der Strahlenschutzverordnung nicht überschreitet. Liegt die genehmigte Masse 
der Kernbrennstoffe im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes höher als 250 
Kilogramm, erhöht sich die Regeldeckungssumme um einen Erhöhungsbetrag nach Maß-
gabe von Anlage 3. Überschreitet die genehmigte Gesamtaktivität der Kernanlage das 
1012fache der Freigrenzen nach Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 2 der Strahlenschutzverordnung, 
erhöht sich die Deckungssumme um einen Erhöhungsbetrag nach Maßgabe von Anlage 4. 
Kommt eine Erhöhung in Betracht, so sind die Erhöhungsbeträge nach Anlage 3 und An-
lage 4 – entsprechend der in § 8a Absatz 1 Satz 2 geregelten Erhöhungsmethodik für die 
Ermittlung der Regeldeckungssumme für die Beförderung von Kernmaterialien – getrennt 
zu ermitteln und sodann – einmalig – mit dem Betrag in Höhe von 70 Millionen Euro zu 
einer einheitlichen Regeldeckungssumme zusammenzurechnen.

Absatz 3 übernimmt die bisherige Sonderregelung für Anlagen zur Erzeugung oder Bear-
beitung oder Verarbeitung von Kernbrennstoffen.

Zu § 12 (Kernanlagen in Stilllegung)

Die Neufassung des § 12 regelt die Festsetzung der Höhe der Deckungsvorsorge für Kern-
anlagen, die stillgelegt oder in sonstiger Weise außer Betrieb gesetzt werden. Da der An-
wendungsbereich der Vorschrift Kernanlagen umfasst, ist dieser künftig weiter gefasst als 
bisher. Der bisherige Anwendungsbereich von § 12 beschränkte sich auf Anlagen im Sinne 
des § 7 des Atomgesetzes, die stillgelegt oder in sonstiger Weise außer Betrieb gesetzt 
werden. Für Kernanlagen in Stilllegung passt § 12 die Bemessung der Deckungssumme an 
die Anforderungen des geänderten Artikels 10 Absatz a und b des Pariser Übereinkom-
mens an. Die Deckungssumme für Kernanlagen – auch für solche in Stilllegung – darf nicht 
weniger als 70 Millionen Euro betragen. Eine Ermäßigung einer Regeldeckungssumme im 
Anwendungsbereich von § 12 darf nur unter Beachtung dieser Mindestgrenze erfolgen. § 
16 Absatz 1 stellt dies ausdrücklich klar. Darüber hinaus darf die Deckungssumme den 
Betrag von 500 Millionen Euro nicht überschreiten. Auch dies stellt § 16 Absatz 1 ausdrück-
lich klar.

Eine Anwendung von § 12 kommt nur dann in Betracht, wenn sich in der Kernanlage nur 
noch die aktivierten und kontaminierten Anlagenteile und radioaktive Stoffe zu Prüfzwecken 
befinden. Die Möglichkeit einer Kritikalität muss somit ausgeschlossen sein. Insoweit be-
steht tatbestandlich – abgesehen vom erweiterten Anwendungsbereich von § 12 auf Kern-
anlagen – kein Unterschied zu der bisherigen Regelung. Befinden sich in der Kernanlage 
nur noch die aktivierten und kontaminierten Anlagenteile und radioaktive Stoffe zu Prüfzwe-
cken, beträgt die Regeldeckungssumme 70 Millionen Euro erhöht um den Betrag, der sich
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nach Maßgabe der in der Anlage noch vorhandenen Aktivität nach Anlage 4 bestimmt. Wie 
bisher kann die Verwaltungsbehörde unter bestimmten Voraussetzungen die Deckungsvor-
sorge auch alternativ festsetzen, wenn hierbei die Deckungssumme den Betrag von 70 Mil-
lionen Euro nicht unterschreitet.

Zu Nummer 10 (§ 12a)

Der neue § 12a übernimmt die Entscheidung und Empfehlung des Direktionsausschusses 
vom 30. Oktober 2014 betreffend die Anwendung des Pariser Übereinkommens auf in der 
Stilllegung befindliche Kernanlagen in nationales Recht. Kernanlagen in fortgeschrittener 
Stilllegung sind auf Antrag des Kernanlageninhabers vom Anwendungsbereich des Pariser 
Übereinkommens auszunehmen, soweit für sie die in der Entscheidung geregelten Voraus-
setzungen erfüllt sind.

Der Direktionsausschuss hat das Ausmaß der potenziellen Gefahren der in der Entschei-
dung in Bezug genommenen Kernanlagen in Stilllegung, soweit diese die dort geregelten 
Voraussetzungen erfüllen, für so gering erachtet, dass insoweit ein Ausschluss vom An-
wendungsbereich des Pariser Übereinkommens gerechtfertigt ist. Wird eine Kernanlage in 
fortgeschrittener Stilllegung auf Antrag des Kernanlageninhabers vom Anwendungsbereich 
des Pariser Übereinkommens ausgenommen, sind hiermit zwei Folgen verbunden. Beruht 
ein Schaden auf einem nuklearen Ereignis, das von einer auf Grund von § 12a von der 
Anwendung des Pariser Übereinkommens ausgenommenen Kernanlage in Stilllegung aus-
geht, bestimmt sich die Haftung nach § 26 des Atomgesetzes und nicht nach dem Pariser 
Übereinkommen. Für Kernanlagen in Stilllegung, die auf Grund von § 12a vom Anwen-
dungsbereich des Pariser Übereinkommens ausgenommen werden, gelten zudem die Min-
destdeckungssummen des Protokolls von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkom-
mens nicht. Für solche Kernanlagen darf die Deckungssumme folglich weniger als 70 Milli-
onen Euro betragen.

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen, auf deren Grundlage Kernanlagen in fortgeschrittener 
Stilllegung vom Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens ausgenommen werden. 
Zunächst darf die Kernanlage in Stilllegung nicht die höchstzulässigen Aktivitätswerte über-
schreiten, die in Anlage 6 festgelegt sind. Darüber hinaus ist ein Ausschluss von der An-
wendung des Pariser Übereinkommens nur zulässig, wenn zu erwarten ist, dass die mit der 
Anlage verbundene jährliche effektive Dosis einer repräsentativen Person der Bevölkerung 
außerhalb des Anlagengeländes bei einem Ereignis, das zu einer unbeabsichtigten Expo-
sition führt, sowie unter der Annahme, dass in einem solchen Fall keine Schutzmaßnahmen 
getroffen wurden, nicht größer als 1 Millisievert (mSv) pro Jahr ist. In der Praxis dürften 
diese Nachweise voraussichtlich erst in einem späten Stadium der Stilllegung möglich sein 
und der Anwendungsbereich daher begrenzt sein.

Der Kernanlageninhaber, der den Ausschluss einer Kernanlage in fortgeschrittener Stillle-
gung vom Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens begehrt, hat bei der zustän-
digen Behörde einen entsprechenden Antrag einzureichen und durch die Vorlage geeigne-
ter Unterlagen nachzuweisen, dass seine Kernanlage die Voraussetzungen auf Grund von 
Absatz 1 ab dem Zeitpunkt des Ausschlusses für die gesamte Dauer der Stilllegung und 
des Abbaus erfüllt. Die Unterlagen haben eine Beschreibung und Bewertung unter anderem 
folgender Sachverhalte zu enthalten: alle relevanten Geschehensabläufe einschließlich von 
Notfällen, die zu einer möglichen Freisetzung von Radionukliden führen können, die unter-
stellten Umgebungsbedingungen, die Ausbreitungspfade möglicherweise freigesetzter Ra-
dionuklide in die Umwelt, die zu betrachtenden Expositionspfade, die der Bestimmung der 
Strahlungsexpositionen zu Grunde zu legende Dosimetrie sowie die Gegebenheiten des 
Standorts und die Verhaltensgewohnheiten der repräsentativen Person der Bevölkerung, 
deren jährlich effektive Dosis ermittelt wird.
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Absatz 2 regelt die Festsetzung der Höhe der Deckungsvorsorge für Kernanlagen in Stillle-
gung, die durch behördliche Entscheidung auf Grund von Absatz 1 aus dem Anwendungs-
bereich des Pariser Übereinkommens ausgenommen worden sind. Für diese Kernanlagen 
bestimmt sich die Regeldeckungssumme nach Maßgabe der in der Anlage noch vorhande-
nen Aktivität nach Anlage 2 Spalte 3.

Zu Nummer 11 (§ 13)

Die Ergänzung berücksichtigt den technologischen Fortschritt auf dem Gebiet der nuklear-
medizinischen bildgebenden Verfahren in der Heilkunde. Die Positronen-Emissions-Tomo-
graphie (PET) als nuklearmedizinisches Schnittbildverfahren gewinnt aufgrund der hohen 
diagnostischen Aussagekraft des Verfahrens und der Verfügbarkeit neuer spezifischer Ra-
diotracer ständig an Bedeutung. Da es sich bei PET und der Single-Photonen-Emissions-
Computer-Tomographie – SPECT – um sehr ähnliche bildgebende Untersuchungsverfah-
ren handelt, für deren Anwendung meist ein (kleinerer) Teilchenbeschleuniger vor Ort für 
die Herstellung der kurzlebigen Radioisotope erforderlich ist, ist eine Gleichbehandlung bei 
der Festsetzung der Deckungssumme sachgerecht.

Zu Nummer 12 (§ 16)

Die Ergänzung in § 16 Absatz 1 stellt zum einen klar, dass im Anwendungsbereich des 
Pariser Übereinkommens im Fall der Beförderung von Kernmaterialien (§ 8a Absatz 1) und 
in den Fällen der Kernanlagen (§§ 9 Absatz 1, 11 Absatz 1 und 2 sowie 12 Absatz 1) eine 
Ermäßigung von Regeldeckungssummen nur unter Beachtung der Mindestgrenzen in § 7 
Absatz 2 erfolgen darf. Hierdurch ist sichergestellt, dass die Deckungsvorsorge für die Be-
förderung von Kernmaterialien gemäß § 8a Absatz 1 nicht weniger als 80 Millionen Euro 
beträgt und für Kernanlagen im Anwendungsbereich der §§ 9 Absatz 1, 11 Absatz 1 und 2 
sowie 12 Absatz 1 nicht weniger als 70 Millionen Euro. Eine gefährdungsangemessene 
Erhöhung bei der festzulegenden Deckungssumme bleibt hiervon unberührt.

Zum anderen stellt die Ergänzung klar, dass die Erhöhung von Regeldeckungssummen im 
Fall der Beförderung von Kernmaterialien (§ 8a Absatz 1), der Beförderung radioaktiver 
Stoffe, auf die § 26 Absatz 1a des Atomgesetzes anwendbar ist (§ 8b) und im Falle von 
Kernanlagen (§§ 9, 11 Absatz 1 und 2 sowie 12) nur unter Beachtung der Höchstgrenzen 
in § 7 Absatz 2 erfolgen darf. Die Ermäßigung oder Erhöhung einer Regeldeckungssumme 
kommt in Betracht, wenn aufgrund der Gefährlichkeit im Einzelfall die Festsetzung der Re-
geldeckungssumme als Deckungssumme zu unangemessenen Ergebnissen führen würde. 
Die maßgeblichen Bewertungskriterien, die die Verwaltungsbehörde bei der Bestimmung 
der Deckungssumme zu berücksichtigen hat, legt Absatz 2 in nicht abschließender Aufzäh-
lung fest.

Die Verwaltungsbehörde ist im Rahmen der Ermittlung der Deckungssumme im Einzelfall 
an den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gebunden. Die Übernahme der durch das Protokoll 
von 2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens vorgeschriebenen Mindestdeckungs-
summen in nationales Recht gemeinsam mit einer gefahrabhängigen Staffelung der Regel-
deckungssummen führt dazu, dass für Beförderungen von Kernmaterialien und Kernanla-
gen höhere Regeldeckungssummen als nach bisheriger Rechtslage gelten. Hinzu kommt, 
dass die für bestimmte Anlagentypen bislang geltenden besonderen Deckelungen von Re-
geldeckungssummen auf bestimmte Höchstbeträge (z.B. bei Brennelementefabriken und 
Urananreicherungsanlagen) angehoben werden. Diesen Gesichtspunkten ist im Rahmen 
der einzelfallbezogenen Verhältnismäßigkeitsprüfung besonders Rechnung zu tragen. 
Liegt demnach für eine Kernanlage die Regeldeckungssumme aufgrund des Verordnungs-
entwurfs höher als die nach bislang geltendem Recht für diese Anlage durch die Verwal-
tungsbehörde festgesetzte Deckungssumme, ist die Erhöhung der Regeldeckungssumme 
– zumal, wenn sie der Höhe nach eine nach bisherigem Recht für die betreffende Anlage 
besonderen Höchstbetrag übersteigen sollte – nur unter besonders strengen Anforderun-
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gen zulässig. Denn in einem solchen Fall zeigt bereits der Vergleich zur bisherigen Rechts-
lage auf, dass die vom Verordnungsentwurf vorgesehene Regeldeckungssumme das Ge-
fahrenpotenzial der betreffenden Kernanlage regelmäßig ausreichend berücksichtigt. Eine 
Erhöhung der Regeldeckungssumme ist in einem solchen Fall nur gerechtfertigt, wenn eine 
vom Regelfall abweichende erhöhte Gefahr vorliegt, die sich aus der radiologischen Toxi-
zität bei der Freisetzung von Kernbrennstoffen ergibt, mit denen in der Kernanlage umge-
gangen werden darf. Wird in der Kernanlage z.B. mit abgereichertem Uran umgegangen, 
so begründet dies keine über die mit der Regeldeckungssumme bereits erfassten Sachver-
halte hinausgehende Gefahr einer Freisetzung von Kernbrennstoffen und kann demzufolge 
unabhängig von der Menge keine vom Regelfall abweichende erhöhte Gefahr begründen.

Darüber hinaus ist im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung einer etwaigen Erhöhung 
einer Regeldeckungssumme zu berücksichtigen, dass das Änderungsprotokoll von 2004 
unter anderem der grenzüberschreitenden Vereinheitlichung der für die Haftung geltenden 
Grundsätze zwischen den Vertragsparteien des Pariser Übereinkommens und der einheit-
lichen Anwendung der Haftungsregeln dient.

Zu Nummer 13 (§ 20)

Die neue Regelung ordnet an, bis zu welchem Zeitpunkt spätestens eine den Anforderun-
gen dieser Verordnung nicht mehr entsprechende Deckungsvorsorge neu festzusetzen ist. 
Die vorgesehenen Fristen sind angemessen und ausreichend.

Zu Nummer 14 (Anlagen 3 bis 6)

Zu Anlage 3

Anlage 3 enthält massenabhängige Erhöhungsbeträge zur Ermittlung der Regeldeckungs-
summe für Kernanlagen und für Beförderungen von Kernmaterialien. Die Regeldeckungs-
summe erhöht sich, wenn in der Kernanlage mit Kernbrennstoffen im Sinne des § 2 Absatz 
1 Satz 2 des Atomgesetzes mit einer genehmigten Masse von mehr als 250 Kilogramm 
umgegangen werden darf oder Kernbrennstoffe mit einem solchen Massengehalt befördert 
werden. Der Umfang der Erhöhung ist abhängig von der genehmigten Masse in Kilogramm 
der Kernbrennstoffe im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 des Atomgesetzes, wobei hinsichtlich 
der Berechnung der Masse der Kernbrennstoffe nur der Massengehalt von Plutonium 239, 
Plutonium 241, Uran 233 und Uran 235 zu berücksichtigen ist. Bei bestrahlten Kernbrenn-
stoffen ist bei der Berechnung der vor der Bestrahlung vorhandene Massengehalt dieser 
Stoffe maßgeblich.

Zu Anlage 4

Anlage 4 enthält aktivitätsabhängige Erhöhungsbeträge zur Ermittlung der Regeldeckungs-
summe für Kernanlagen und für Beförderungen von Kernmaterialien. Die Regeldeckungs-
summe erhöht sich, wenn die genehmigte Gesamtaktivität der Kernanlage oder die geneh-
migte Gesamtaktivität im Verlaufe der Beförderung das 1012fache der Freigrenzen nach 
Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 2 der Strahlenschutzverordnung überschreitet. Der Umfang der 
Erhöhung ist abhängig von der genehmigten Gesamtaktivität der Kernanlage oder der ge-
nehmigten Gesamtaktivität im Verlaufe der Beförderung.

Zu Anlage 5

Anlage 5 legt höchstzulässige Aktivitätswerte für Sendungen von Kernmaterialien je Beför-
derungsmittel fest, deren Einhaltung eine der in § 8a Absatz 2 geregelten Voraussetzungen 
für den Ausschluss der betreffenden Kernmaterialen vom Anwendungsbereich des Pariser 
Übereinkommens ist. Für Sendungen von Kernmaterialien mit spaltbaren Stoffen ist weiter-
hin Voraussetzung für einen Ausschluss vom Anwendungsbereich des Pariser Überein-

  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Drucksache 614/21 - 42 -

juris Lex QS
01052024 ()



kommens, dass sie auf Grund der für den jeweiligen Verkehrsträger geltenden Rechtsvor-
schriften über die Beförderung gefährlicher Güter von der Klassifizierung „SPALTBAR“ frei-
gestellt sind.

Zu Anlage 6

Anlage 6 legt höchstzulässige Aktivitätswerte für Kernanlagen in Stilllegung fest, bei deren 
Überschreitung ein Ausschluss der betreffenden Kernanlage aus dem Anwendungsbereich 
des Pariser Übereinkommens ausscheidet.
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Drucksache 614/21

Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG 

Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Atomrechtlichen Deckungsvor-
sorge-Verordnung (NKR-Nr. 5144, BMU) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Rege-

lungsvorhabens geprüft. 

I. Zusammenfassung

Bürgerinnen und Bürger Keine Auswirkungen

Wirtschaft 

Jährlicher Erfüllungsaufwand für die 
nächsten 20 Jahre:

davon Kosten aus Informationspflichten: 

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

geringfügig (etwa 4.600 Euro)

geringfügig (etwa 4.600 Euro)

37.000 Euro

Verwaltung des Bundes 

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

Verwaltung der Länder 

Jährlicher Erfüllungsaufwand für die 
nächsten 20 Jahre:

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

geringfügig (4.300 Euro)

geringfügig (1.800 Euro)

geringfügig (6.900 Euro)

One in one out-Regel Der Verordnungsentwurf setzt inter-
nationale Verträge 1:1 um. Daher wird 
kein Anwendungsfall der ‚One in one 
out‘-Regel begründet.
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Weitere Kosten Mit dem Regelungsvorhaben werden 
die Mindestsummen für die Haftung 
und Deckung für Kernanlagen und 
zur Beförderung von Kernmaterialen 
geändert. Davon sind etwa 100 Ge-
nehmigungsinhaber von Kernanlagen 
und 40 Genehmigungsinhaber für 
Transporte von Kernmaterialien be-
troffen. Die jeweilige Deckungssumme 
kann durch eine Haftpflichtversiche-
rung vom Anlagenbetreibern bzw. 
Beförderer nachgewiesen werden 
(etwa 75 Fälle). Für bestimmte Anla-
gen (65 Fälle) haben der Bund oder die 
Länder eine Freistellungsverpflichtung 
übernommen. 

Soweit eine Versicherung für die De-
ckungsvorsorge benötigt wird, kann 
die Erhöhung der Deckungssumme zu 
höheren Versicherungsbeiträgen und 
insoweit zu weiteren Kosten führen. 
Diese sind, weil die Versicherungs-
prämien im Einzelfall nicht bekannt 
sind, nicht konkret abschätzbar. Geht 
man jedoch davon aus, dass die bishe-
rigen Regeldeckungssummen versi-
chert sind, würden sich folgende Än-
derungen ergeben: 

 brennelementefreie Leistungsreakto-
ren in Stilllegung: Erhöhung der De-
ckungssumme von bisher 15 Mio. Eu-
ro auf zukünftig mind. 70 Mio. Euro 
im Einzelfall, 

 Beförderung von Kernmaterialien: 
Erhöhung der Deckungssumme von 
bisher 70 Mio. Euro auf zukünftig 
mind. 80 Mio. Euro im Einzelfall. 

Die bisher festgelegte maximale De-
ckungssumme von 2,5 Mrd. Euro 
wurde nicht geändert. 

Soweit die Genehmigung zu ändern 
ist, fallen Gebühren an. Hierfür sieht 
die Kostenverordnung zum Atomge-
setz und zum Strahlenschutzgesetz 
einen Rahmen von 25 Euro bis zu 
10.000 Euro vor.
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KMU-Betroffenheit Das Vorhaben betrifft nachvollziehbar 
keine KMU.

Nutzen des Vorhabens Das Ressort hat sich mit dem Nutzen 
des Vorhabens auseinandergesetzt 
und diesen wie folgt beschrieben:

Durch den Verordnungsentwurf wer-
den die Mindestdeckungssummen des
Protokolls von 2004 zur Änderung des
Pariser Übereinkommens in nationales
Recht übernommen und die finanziel-
len Mittel, die zur Erfüllung gesetzli-
cher Schadensersatzverpflichtungen 
im Anwendungsbereich des Pariser
Übereinkommens und  im Anwen-
dungsbereich von § 26 Absatz 1a des
Atomgesetzes zur Verfügung stehen, 
insgesamt erhöht. Auf diese Weise 
trägt der Verordnungsentwurf dafür
Sorge, dass im Falle eines etwaigen 
nuklearen Ereignisses durch den Inha-
ber der Kernanlage bzw. dem Beförde-
rer von Kernmaterialien angemessene 
Mittel zur Beseitigung nuklearer
Schäden insbesondere auch von Um-
weltschäden zur Verfügung gestellt 
werden. Hierdurch verringert sich das
Risiko von Belastungen für die öffent-
lichen Haushalte, die daraus erwach-
sen können, dass ersatzpflichtige 
Schäden von der Deckungsvorsorge 
nicht gedeckt sind oder aus ihr nicht 
erfüllt werden können.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auf-
trags keine Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorlie-
genden Regelungsentwurf.

II. Im Einzelnen

Mit dem Regelungsvorhaben werden zum einen Regelungen des Protokolls vom 

12.2.2004 zur Änderung des Pariser Übereinkommens über die Haftung gegen-

über Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie umgesetzt. Dies betrifft die De-

ckungsvorsorge für Kernanlagen, Zwischenlager oder die Beförderung von Kern-

materialien auf dem Gebiet der Mitgliedstaaten des Übereinkommens. Unter der 

Deckungsvorsorge werden Art, Umfang und Höhe der Vorsorge für die Erfüllung 

gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen verstanden. 
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Zum anderen werden als Folge dieser Haftungsregelungen auch andere Beförde-

rungen von Kernmaterialien in Deutschland, bspw. zum Zwecke des Transits in 

Nicht-Mitgliedstaaten des Übereinkommens, den gleichen Haftungsregeln unter-

worfen.  

Mitglieder des Pariser Übereinkommens sind insbesondere westeuropäische Staa-

ten. Das Änderungsprotokoll von 2004 wurde in Deutschland im Jahr 2008 ratifi-

ziert. Allerdings bedingt die Wirksamkeit des Protokolls eine bestimmte Anzahl 

an Ratifikationen. Nach Angaben des Ressorts fehlt dafür nur noch die Ratifikati-

on eines Mitgliedstaats, so dass das Ressort nunmehr vorsorglich die Umsetzung 

der Regelungsinhalte vornimmt. Ein Inkrafttreten dieses Regelungsvorhabens ist 

aber an das Wirksamwerden des internationalen Änderungsprotokolls gekoppelt. 

Wesentliche Änderungen in der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung 

(AtDeckV): 

 Festlegung neuer Regeldeckungssumme für Kernanlagen, abhängig unter ande-

rem von der Menge und Aktivität der Kernmaterialien. Für Anlagen mit gerings-

tem Gefahrenpotenzial wird diese auf mindestens 70 Mio. Euro festgelegt. Die 

maximale Haftungssumme bleibt unverändert, sie beträgt gemäß AtDeckV 2,5 

Mrd. Euro, 

 Festlegung neuer Regeldeckungssumme für die Beförderung von Kernmaterialien 

im räumlichen Bereich des Pariser Übereinkommens. Diese beträgt mindestens 

80 Mio. Euro, 

 Schaffung eines Gleichlaufs der Regeldeckungssummen auch für die Beförderung 

von Kernmaterialien in Nicht-Mitgliedstaaten des Pariser Übereinkommens, 

bspw. wenn Deutschland lediglich Transitland ist. Diese national veranlasste Re-

gelung verweist daher für diese Transporte auf die Vorgaben für Beförderungen 

im Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens mit der Folge, dass die Re-

geldeckungssumme dann ebenfalls mindestens 80 Mio. Euro beträgt, 

 Schaffung eines Antragsrechts für Kernkraftanlagen im fortgeschrittenen Stadium 

der Stilllegung, aus dem Anwendungsbereich des Pariser Übereinkommens aus-

genommen zu werden mit der Folge, dass die Deckungsvorsorge noch unter der 

zuvor genannten Mindestdeckungsvorsorge liegen kann und sogar auf 5% der zu-

letzt festgesetzten Deckungssumme ermäßigt werden kann.

In Folge der geänderten Deckungssummen kann eine Neufestsetzung der Geneh-

migungen bei Kernanlagen und für Beförderungen erforderlich werden.  

Momentan sieht die AtDeckV für Reaktoren Regeldeckungssummen je nach Leis-

tungsgröße ab mindestens 5 Mio. Euro vor. Für einen brennelementefreien Leis-

tungsreaktor in Stilllegung betrug diese bspw. 15 Mio. Euro, diese Summe erhöht
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sich nunmehr auf 70 Mio. Euro. Für den Transport von Kernmaterialien beträgt 

die Regelsumme derzeit bspw. 70 Mio. Euro und erhöht sich auf 80 Mio. Euro. 

In Deutschland gibt es insgesamt etwa 100 Inhaber von Genehmigungen für Kern-

anlagen. Dies sind bspw. Kernanlagen in Stilllegung, Unterrichts- und For-

schungsreaktoren sowie Fabriken für die Erzeugung oder Bearbeitung von Kern-

materialien. Insgesamt schätzt das Ressort, dass davon etwa für 35 Genehmigun-

gen eine Deckungsvorsorge durch eine Versicherung erbracht wird. Für etwa 65 

Genehmigungen erfolgt dies durch eine Freistellungsverpflichtung, die der Bund 

oder die Länder erbracht haben.  

Darüber hinaus sind etwa 40 Genehmigungen zum Transport von Kernmateria-

lien betroffen sein, sowohl bezogen auf Transporte in/zwischen Mitgliedstaaten 

des Pariser Übereinkommens als auch außerhalb. 

II.1 Erfüllungsaufwand 

Das Ressort hat den Erfüllungsaufwand nachvollziehbar geschätzt. 

Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger fällt kein Erfüllungsaufwand an. 

Wirtschaft

Im Wesentlichen fällt nachvollziehbar nur geringer Erfüllungsaufwand von ein-

malig rund 37.000 Euro an. Der jährliche Aufwand ist geringfügig und beträgt 

rund 4.600 Euro.  

Von der Änderung der Deckungssummen sind etwa 100 Genehmigungen für 

Kernanlagen und 40 Genehmigung für den Transport von Kernmaterial betroffen. 

Für Genehmigungsinhaber resultiert nachvollziehbar ein Aufwand, wenn für die 

Deckungsvorsorge eine Haftpflichtversicherung abgeschlossen werden musste. In 

dem Fall muss einmalig der Versicherungsvertrag angepasst werden. Daraus 

resultieren Aufwände für den Versicherungsnehmer für die notwendige Abstim-

mung, dem Prüfen der Versicherungspolice und dem Nachweis gegenüber der 

Behörde. Im Einzelfall führt dies zu einmaligen Kosten von rund 500 Euro (knapp 

9 Stunden, 57,20 Euro/h). Betroffen sind 35 Genehmigungen für Kernanlagen und 

40 Genehmigungen für den Transport von Kernmaterialien. 

Für die übrigen Genehmigungsinhaber (65 Fälle) haben der Bund oder Länder 

eine Freistellungsverpflichtung ausgesprochen, d.h. sie garantieren für die Haf-

tungssummen. Daher folgt für diese Genehmigungsinhaber kein Erfüllungsauf-

wand aus der geänderten Deckungssumme. 
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Weitere wesentliche Änderung ist das Antragsrecht auf Änderung der Deckungs-

summe unterhalb der Mindestdeckungssumme von 70 Mio. Euro für Anlagen, die 

im fortgeschrittenen Stadium der Stilllegung sind. Die Umsetzung dieser Vorgabe 

beruht auf der Entscheidung des Direktionsausschusses aufgrund von Artikel 1 

Absatz b des Pariser Übereinkommens. 

Darunter werden insbesondere solche zu vermuten sein, bei denen bspw. der 

Rückbau erfolgt. Bisher sind 18 Leistungsreaktoren in Stilllegung und weitere 6 

Reaktoren werden bis Ende des Jahr 2022 stillgelegt werden. Das Ressort vermu-

tet, dass der Zeitpunkt der fortgeschrittenen Stilllegung in den nächsten 20 Jahren 

liegen wird. Daraus resultiert bei 24 Anlagen eine jährliche Fallzahl von 1,2. 

Im Einzelfall entsteht ein Aufwand für die Antragstellung einschließlich der Be-

schaffung, Aufbereitung und Bereitstellung notwendiger Unterlagen von rund 67 

h (knapp 9 Tage). Bei einem Lohnsatz von 57,20 Euro/h resultieren daraus Einzel-

fallkosten von rund 3.900 Euro. Insgesamt entsteht ein laufender Aufwand von 

rund 4.600 Euro p.a. in den nächsten 20 Jahren. 

Verwaltung

Für die Verwaltung fallen Erfüllungsaufwand für Bund und Länder an.  

Der Bund ist durch das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung 

für die Genehmigung der Endlagerung, Zwischenlagerung und für Transporte 

von hochradioaktiven Stoffen zuständig. 

Die Länder sind wiederum sind für die Erteilung der Genehmigungen nach 

Atomgesetz für Kernanlagen zuständig.  

Von den rund 100 Genehmigungen sind der Bund für 16 Anlagen, die Länder für 

rund 85 Anlagen zuständig. Für den Bund kommen noch 40 Genehmigungen für 

die Beförderungen von Kernmaterialien hinzu. Sowohl für den Bund als auch für 

die Länder wird davon ausgegangen, dass im Einzelfall die Anpassung der Ge-

nehmigung einen Aufwand von etwa 2 Stunden bewirken wird. Lediglich der 

Lohnkostensatz unterscheidet sich leicht (38,80 Euro/h bzw. 40,30 Euro/h für die 

Länder).   

Für den Bund entstehen bei rund 55 Fällen geringfügiger einmaliger Erfüllungs-

aufwand (insgesamt rund 4.300 Euro), gleichfalls geringfügig ist dieser für die 

Länder für rund 85 Genehmigungen (einmalig insgesamt rund 6.600 Euro). 

Darüber hinaus kann bei Kernanlagen im fortgeschrittenen Stadium der Stillle-

gung auch ein Antrag auf Ausschluss aus dem Anwendungsbereich des Pariser 

Übereinkommens in Frage kommen. Bei 24 Anlagen, für die das in den nächsten 

20 Jahren relevant werden könnte, fällt ein Prüf- und Genehmigungsaufwand von
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etwa 37 Stunden im Einzelfall (rund 1.500 Euro) an. Bei 1,2 Fällen p.a. entsteht 

geringfügiger jährlicher Erfüllungsaufwand für die nächsten 20 Jahre (etwa 1.800 

Euro p.a.).  

II.2 Weitere Kosten

Mit dem Regelungsvorhaben werden die Mindestsummen für die Haftung und 

Deckung für Kernanlagen und zur Beförderung von Kernmaterialen geändert. 

Davon sind etwa 100 Genehmigungsinhaber von Kernanlagen und 40 Genehmi-

gungsinhaber für Transporte von Kernmaterialien betroffen. Die jeweilige De-

ckungssumme kann durch eine Haftpflichtversicherung vom Anlagenbetreibern 

bzw. Beförderer nachgewiesen (etwa 75 Fälle). Für bestimmte Anlagen (65 Fälle) 

haben der Bund oder die Länder eine Freistellungsverpflichtung übernommen. 

Soweit eine Versicherung für die Deckungsvorsorge benötigt wird, kann die Er-

höhung der Deckungssumme zu höheren Versicherungsbeiträgen und insoweit zu 

weiteren Kosten führen. Diese sind, weil die Versicherungsprämien im Einzelfall 

nicht bekannt sind, nicht konkret abschätzbar. Geht man davon aus, dass die bis-

herigen Regeldeckungssummen versichert sind, würden sich folgende Änderun-

gen ergeben: 

 brennelementefreie Leistungsreaktoren in Stilllegung: Erhöhung der Deckungs-

summe von bisher 15 Mio. Euro auf zukünftig mind. 70 Mio. Euro im Einzelfall, 

 Beförderung von Kernmaterialien: Erhöhung der Deckungssumme von bisher 70 

Mio. Euro auf zukünftig mind. 80 Mio. Euro im Einzelfall. 

Die bisher festgelegte maximale Deckungssumme von 2,5 Mrd. Euro wurde nicht 

geändert. 

Soweit die Genehmigung zu ändern ist, fallen Gebühren an. Hierfür sieht die 

Kostenverordnung zum Atomgesetz und zum Strahlenschutzgesetz einen Rah-

men von 25 Euro bis zu 10.000 Euro vor.

III. Ergebnis

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags 

keine Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden 

Regelungsentwurf.  

Dr. Ludewig Prof. Dr. Versteyl 

Vorsitzender Berichterstatterin
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